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' ERICH DITTRICH 

Typen und Stadien der' Beziehungen 

zwischen Verwaltung, Wirtschaft und Raum 

Wenn man den wesentlichen Teil der Raumordnungs­
politik näher bezeichnen wilil, so wird man ihn in den Be­
ziehungen zwischen Verwaltung, Wirtschaft und Raum 
finden, in qen immer mit neuem Anlauf unternommenen 
Versuchen, zu einem Ausgleich der Gegebenheiten und In­
teressen dieser drei Sachkomplexe zu kommen. Jeder neue 
Anlauf, so sehr er auch von oft gegensätzlichen Positionen 
aus unternommen werden mag, kann ,sich nicht von den 
früheren Versuchen völlig lösen. Irgendwie sind sie in ihm 
„aufgehoben" und bestimmen positiv oder negativ seine 
Bemühungen. Ein Versuch also, die Beziehungen zwischen 
Verwaltung, Wirtschaft und Raum in der Gegenwart zu 
bestimmen, wird ohne die Berücksichtigung der früheren 
Versuche nicht verständlich sein können. Er wird aber in 
weiterer Vertiefung dazu füh.ren, daß zum Gesamtver­
ständnis und zur Bestimmung der Position der Gegenwart 
man das Wagnis nicht scheuen darf, Typen, und Stadien, 
also Struktur- und Zeitbestimmungen, aufausteHen, um 
einen Sinnzusa,mmenhang hineinzubringen. Eine Skizze 
dieser Art soll in den folgenden Ausfö'hrungen angelegt 
werden. 

Zuvor ist es vielleicht zweckmäßig, einige ergänzende 
begriffliche Erläuterungen vorauszuschicken. Ein knapper 
An_satz dieser Überlegungen wurde am 26. April 1968 in 
einem Vortrag im Rahmen der .Postakademie im Schloß 

Kleinheubach vorgelegt. Dabei konnte bei dem Teilnehmer­
kreis au,f eingehende terminologische Voruntersuchungen 
verzichtet werden. Die Post ist einmail ein Teil der Ver~ 
waltung, sie dient im besondere·n der Wirtschaft, und ihre 
Tätigkeit volhieht sich in der Überwindung des Raumes: 
sie transportiert Nachrichten, Personen, Güter. Auch in 
den folgenden Ausführungen, die den Rahmen viel weiter 
spannen, wird davon ausgegangen, daß sich besondere De­
finitionen der drei Begriffe erübrigen . .A!ber zu erläutern 
wäre, warum nicht der Begriff Staat statt Verwaltung ge­
nommen worden ist. Schließlich ist Staat der umfassendere 
Begriff und schließt die Verwaltung ein. Man wird auch 
in den einzelnen Ausführungen nicht ohne seine Heran­
ziehung auskommen können. Wenn aber dennoch bei dem 
Begriff Verwaltung geblieben worden ist, so desha.lb, um 
gewisse Oberlegungen und Vorstellungen, die sich bei einer 
Herausstellung der Thematik Staat - Raum unweigerlich 
einstellen würden, von vornherein auszuschließen. Staat -
Raum : das könnte das Denken sofort auf Sachverhalte hin­
lenken, die hier nicht im Mittelpunkt stehen. Staat - Raum: 
das könnte man als Geopolitik auffa55en, ails den Komplex 
der flächenmäßigen Ausdehnung eines Staates, etwa im 
deutschen Bereich als das flächenmäßige Wachsen des bran­
denburg-preußischen Staates oder als die Auseinanderset­
zungen um die deutsche West- bzw. die französische Ost-
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grenze. Man könnte an das Vordringen Rußlands in Asien 
oder nach Mitteleuropa denken. iDas alles aber ist nicht der 
Hauptigegenstand dieser Untersuchungen, die sich vielrn~hr 
auf die Ordnung des jeweils gegebenen Staatsraumes, auf 
seine Durchdringung unid Integrierung, allif die Bezogenheit 
oder Lösung der Wirtschaft vom Staatsraum erstrecken. Was 
hier zu tun ist, ist eine Aufgahe der inneren Verwaltung, 
diese im weitesten Sinne genommen. Mit der räumlichen 
Gliederung der Verwaltung im jeweiligen Staatsraum, mit 
ihrem Aufbau, ihrer Spezialisierung hat man es also zu tun. 

Natüclich verwirklicht sich die Verwaltung nicht abseits 
von den großen .geistigen Strömungen. Sie ist in Inhalt und 
Methode von ihnen beeinflußt. Die Vorstellungen vom 
Staat im allgemeinen, die Art, wie sich der konkrete Staat 
selbst versteht, sie sind bestimmend auch für die Verwal­
tung. Aber nicht nur die tragenden Ideen vom Staat in 
ihrem Gestaltwa111del bestimmen sie, sondern auch das Le­
bensgesetz des konkreten Staates selibst. In Zahl, Wachstum 
oder Aibnahme seiner Bevölkerung, in der Lage zu den 
Nachharstaaten, zu den Weltmeeren, in Relief und natür­
licher Ausstattung :liegen die Elemente des Lebensgesetzes 
eines Staates .beschlossen, es 'bildet sich in der Auseinander­
setzung mit diesen Faktoren, also in seiner Geschichte, und 
entwickelt sich fort in Wechselwürkung aller dieser Fak­
toren. 

Wenn in den folgenden Ausführungen von Wirtschaft 
gesprochen wird, so wird dabei Wirtschaft nicht reduziert 
auf Produktion und Distribution verstanden, sondern als 
ein Teil, und zwar als der wohl wichtigste, weil die Exi­
stenz sichernde Teil der gesehlschaftlichen Wirklichkeit. 
Aber ebensoweni,g wie vorher der Begriff Staat statt Ver­
waltung verwendet wurde, ebensowenig soll der Begriff 
Gesellschafl: für Wirtschaft gebraucht werden. Es ist Mode 
geworden, von Gesellschafl:spolitik zu sprechen, ohne meist 
genau sagen zu können, wa,s man darunter versteht. Eigent­
lich kann Politrk nur als Gesellschafl:spolitik gedacht wer­
den. Aber was für die folgenden Oberlegungen entscheidend 
ist, sind ,die Beziehungen zum Raum. Da .gibt es Teile der 
Wissenschafl:s- und Erziehungspolitik, welche Gesellschaft 
und Gesellschafl:spolitik sehr angehen, aiber sie sind ohne 
Beziehungen zum Raum. Die Wirtschaft aiber kann ohne 
räumliche Beziehungen nicht vorgestellt werden. Sie ver­
wirklicht sich im Raum, indem sie ihn mitgestal.tet, sich mit 
ihm auseinandersetzt, ihn zu überwinden sucht oder sich 
ihm beugen muß. Am Anfang der wirtschafllichen Tätig­
keit steht die Standortsfrage, und das ist eine Raumord­
nungsfrage, Raum dabei ails Inbegriff von räumlichen Be­
ziehungen gedacht. 

Typen und Stadien sollen aufgestellt werden. Wenn ver­
sucht werden sollte, nur Typen aufzustellen, könnte man 
meinen, der Lösung durch Konstruktion gedachter Modelle 
näherzukommen. Man würde sich überleg,en, welche Fälle 
in den Beziehungen zwischen Verwaltung, Wirtschaft und 
Raum denkbar wären und sie etwa auf eine Tafel bringen 
und damit ver,gJeichhar machen. Aber da nicht nur Typen, 
sondern auch Stadien der Beziehungen zwischen Verwal­
tung, Wirtschaft urud Raum gegeben, die also nicht ideal 
konstruiert, sondern aus ihrem jeweiligen Vorkommen 

heraus entfaltet werden sollen, ist der Bezug auf die Ge­
schichte notwendig. Das mag ,im Bereich von Raumfor­
schung und Raumordnung ii'berholt erscheinen, zumal die 
Zeit nach der großen Epoche des Historismus einer geistes­
geschichtlich wohl notwendigen, oft a:ber sehr radikalen 
Abkehr von der geschichtlichen Betrachtungsweise huldigt. 
Mathematik, Modell, elektronische Datenverarbeitung, das 
sind leitende Vorstellungen. Sie beinhalten naturwissen­
schailliche Methoden. Sie haben neue Dimensionen erschlos­
sen und dazu verholfen, Zusammenhänge kenntlich zu 
machen, die in d,ieser Präzision bisher nicht gesehen wurden. 
Der immer weitergehenden Quantifizierung haftet zudem 
ein objektivierendes, neutralis,ierendes Moment an. Man 
kann über viele Dinge besser diskutieren, wenn sie nicht 
emotional aufgeladen, vielmehr durch Quantifizierung ver­
sachlicht sind. Diesen · Fortschritt des Denkens wird nie­
mand wegwünschen, zurückzunehmen ist er sowieso nicht. 

Aber diesei: unbestreitbare Fortschritt wird niem~ls eine 
vollständige Quantifiz,ierung bewirken können. Zwar ist 
neuerdings behauptet worden, daß das Schreckbild einer 
Menschheit ohne Erinnerung kein bloßes Verfalfsprodukt, 
sondern mit ,der Fortschrittlichkeit des bür.gerlichen Prin­
zips notwendig verknüpf!: sei. ,,Ökonomen und Soziologen 
wie Werner Sombart und Max Weber ha:ben das Prinzip 
des Traditionalismus den feudalen Gesellschafl:sformen zu­
geordnet und das der RationaLität den bürgerlichen. Das 
sagt aber nicht weniger, als daß Erinnerung, Zeit, Gedächt­
nis von der fortschreitenden ,bürgerlichen Gesellschaft selber 
als eine Art irrationa'1er Rest liquidiert wird1." 

Es ist zweierlei, ob man für eine bestimmte Epoche die 
Tendenz feststellt, Fortschr,itt mit wachsender Rationalität 
gleichzustellen, oder ob man das Postulat aufstellt, diese 
Tendenz würde sich restlos verwirklichen, indem alle irra­
tionalen Reste Jiquidiert würden. So können auch die mo­
dernen quantifizierenden Erkenn~nisformen die qualifizie­
renden nicht verschwinden lassen. Sie können den Wert und 
die Notwendigkeit historischer Analysen und Begründun­
gen' nicht auslöschen. Sie können aber auch die Tatsache 
nicht wegbringen, daß es einen Entscheidungsspielraum 
gibt, den tnan v>ielleicht in seinem Umfang ungefähr bestim­
men kann, dessen Verwirklichung in der einzelnen Ent­
scheidung aber nicht. Trotz Programmierung, Prognose und 
Formel sind irrationale Faktoren immer noch da und kön­
nen alle Berechnungen über den Haufen werfen. 

Wenn nun aber die Gegenwart - hier in den Beziehungen 
zwischen Verwaltung, Wirtschaft und Raum - aus der Ver­
gangenheit begriffen werden sohl, so erhebt sich gleich die 
Frage: was ist hier Vergangenheit? Wieweit soll sich zeitlich 
dieser Rekurs erstrecken? Streng ·genommen WIÜrde er keine 
Grenzen kennen bzw. er würde da enden, wo die geschicht­
liche Kenntnis aufhört. Das ist eine flex;i,ble Grenze, die 
durch neue Kenntn1isse immer wieder hinausgeschoben wer­
den kann. Aiber für die folgenden Oberlegungen ist ein 
solcher Rekurs nicht nötig. Es langt völlig, wenn man von 

1 Adorno, Th. W.: Was bedeutet Aufarbeitung der Vergangen­
heit? In: Bericht über die Erzieherkonferenz am 6. und 7. No­
vember in Wiesbaden , - Frankfurt a. M. 1960, S. 14. 
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dem Zeitraum ausgeht, .in dem die Ansatzpunkte für die 
wichti,gsten, heute noch bedeutungsvollen Beziehungen zwi­
schen Verwaltung, Wirtschafl und Raum ersnmals klar und 
deutbar heraustreten. Das ist für unsere mitteleuropäischen 
Verhältnisse, von denen ausgegangen wer-den soll, im Zeit­
alter des Albsolutismus bzw. Merkantilismus der Fall, ohne 
sich dabei auf eine exakte Datierung einzulassen. 

Zwei große Gegensätzlichkeiten beherrschen d,ie damals 
einsetzende Entwicklung und suchen bis ~n die Gegenwart 
nach einem Ausgleich. Die eine beruht auf dem Gegensatz 
von staatsraumhezogener und universailer Verwaltung und 
Wirtschafl, die andere auf dem Gegensatz von regionalem 
oder sektoralem Prinzip in der Verwaltung. Wenn auch .im 
folgenden diese Gegensätzlichkeiten vorzugsweise an .deut­
schen Beispielen daiigestellt werden, so sind sie dennoch 
keine deutsche Sonderangeleien'heit, sondern sie besitzen 
allgemeinen Charakter. Es sind im Widerstreit liegende, 
aber auch einen Ausgleich suchende Leitgedanken. Bisher 
hat es immer wieder Lösungen gegeben, die einmal mehr 
die eine, das andere Mail mehr deren gegensätzliche Rich­
tung betonten, also immer eine Labilität enthielten, in ,der 
andererseits .gerade der Anreiz zu einem neuen Versuch, 
also der Anstoß zur Entwicklung lag. 

Das Moment, das an dem Anfang dieser Überlegungen 
steht, ist die Herau~bildung des modernen Staates als Flä­
chenstaat. Dies-er Prozeß vollzog sich unter großen Schwie­
rigkeiten und blutigen Auseinandersetzungen mit den For­
men und Lebensweisen des Mittelalters. Das Mittelalter 
kannte den modernen, unpersönlichen Flächenstaat als vor­
herrschenden Typ nicht. Im Mittelalter herrschte vielmehr 
eine Fülle von Rechten weMicher und geistlicher Art, in 
denen sich der Staat repräsentierte : Lehnrechte, Vogtei­
rechte, Gerichtsherrschaften, Marktrechte, Geleitrechte, 
Diözesanrechte, Pfarrechte usw. Der Staat war ein Perso­
nenverband, durch Rechte und Pflichten persönlicher Art 
zusammengehalten, wobei sich diese Rechte im Raume über­
schnitten und keineswegs regional zur Deckung gebracht 
waren. Diese Überschneidungen von Rechten im selben 
Raum, sei es nun eine Stadt, ein Dorf, eine Burg, ein Klo­
ster, war die Quelle fortwährender Streitigkeiten. 

Wenn es also keine klar abgegrenzten Flächenstaaten im 
modernen Sinne gab, so soll damit nicht gesagt sein, daß 
man im Mittelalter kein Gespür für den Raum und seine 
Wirksamkeit für das private wie öffentliche Leben, für die 
Wirtschafl: insbesondere, gehabt hätte. Nichts wäre irriger. 
Schon die Tatsache, daß aller Verkehr offen in der Land­
schafl zu Fuß oder Pferd oder Wagen sich vollzog, daß die 
Kaiser keine feste Residenz hatten und ihre Reichstage an 
verschiedenen Orten abhielten, mußte den Sinn für räum­
liche Gegebenheiten, vor allem f:ür die Abhängigkeit des 
Menschen von den Bedingungen des Raumes, wecken. Das 
hat sich dann auch im politischen Handeln in zeitentspre­
chender Form niedergeschlagen : in Belehnungen, in der 
Ausstattung mit Stadtrechten usw. Zeugniss,e für die Groß­
artigkeit des räumlichen Denkens im Mittelalter ist die 
Deutschland wie Italien verbindende Polinik der Kaiser 
ebenso w,ie die Aus<breitung des Magdeburger Stadtrechts 
nach Osteuropa. 

Aus diesem für die meisten heute als wirres Geflecht von 
Rechtsbeziehungen empfundenen Zustand entwickelte sich 
die erste Stufe zum modernen Staat: es ist der Typ des 
regionalen Flächenstaates. 

Wenn wir von den Gegensätzlichkeiten ausgehen, die, 
wie oben gesagt wurde, die Entwicklung bestimmen, so 
wird der Typ des regionalen Flächenstaates einmal von 
einem staatsraumbezogenen Denken und Handeln be­
herrscht, zum andern von einem überwiegen der regionalen 
vor den sektoralen Prinzipien. Dies ist im einzelnen noch 
auszuführen. 

Ausgangspunkt sird die aus großen Stadtstaaten in der 
Renaissance entstehenden modernen italienischen Staaten 
Ma,iland, Venedig, Florenz, Neapel, zu denen als beson­
derer Fall noch Rom mit dem Kirchenstaat tritt. Es sind die 
fünf ,italienischen Mächte, die sich so lange ha.Jten , als zwi­
schen ihnen ein ~leichgewicht der Kräfte besteht. Sobald 
dieses Gleichgewicht durch das Hereinziehen außeritalieni­
scher Mächte, Frankreichs und dann Spaniens, gestört wird, 
ist es mit der politischen Rolle dieser Staaten aus. In diesen 
Staaten bildet sich eine moderne Verwaltung und ein mo­
dernes Heerwesen, zwei die weitere Entwicklung tragende 
Elemente. Die Notwendigkeit, Ümmer auf der Hut zu sein 
und sich jederzeit seiner Haut wehren zu müssen, zwingt 
zur Anspannung aller Kräfte, verlangt, das Letzte aus dem 
Staat, seinem Raum mit seiner Bevölkerung herauszuholen. 
Der Staatsraum steht •im Mittelpunkt, an ihm ist Denken 
und Handeln orientiert. Es ist wesentlich, daß Venedig um 
diese Zeit, aus seinen orientalischen Faktoreien und Besit­
zungen zurückgeschlagen, in der Terra ferma sich eine neue 
Grundlage für seinen Staat sucht, also in Abkehr von locke­
ren und verstreuten Machtpositionen einer reinen Seemacht 
nunmehr in einem Flächenstaat in Nordostitalien. Und es 
ist ebenso bezeichnend, daß .in diesem Zeitalter die Hanse, 
ein Bund weit verstreuter Handelsstädte mit Faktoreien 
und Handelshäusern, den neu aufkommenden skandinavi­
schen Flächenstaaten erEegt: hier konnte nicht, wie in Vene­
dig, der Weg zum Flächenstaat beschritten werden. Die 
Hanse ging unter. 

Aber diie besonderen Verhältnisse in Deutschland, sofern 
es sich um die sich entwickelnden größeren Staaten handelt, 
sind doch dadurch charakterisiert, daß sich der moderne 
Flächenstaat als .regionaler Staat zuerst präsentiert. Nimmt 
man etwa den Staat des Großen Kurfürsten, so erstreckten 
sich die hierzu gehörenden Länder von Kleve bis Königs­
berg. Ein solcher Staat, der zudem nicht aus zusammen­
hängenden Landschaften gebildet war, konnte unmöglich 
in der straffen, einheitlichen Form wie ein italienischer 
Staat von der Art von Mailand oder Florenz regiert wer­
den. Das ,ließen schon die Verkehrsverhältnisse nicht zu. 
Sicher, in diese Zeiten fallen beispielsweise die Anfänge der 
brandenburgischen Post. Der Ausübung eines landesherr­
lichen Postregals stand zwar zuerst der Anspruch der Gra­
fen von Taxis entgegen, denen seit Anfang des 17. Jahr­
hunderts die Verwaltung des Postwesens im Reich als 
Reichspostmeis-tern übertragen worden war. Die großen 
Landesherren haben sich aber diesem Monopol von Anfang 
an widersetzt. Der Große Kurfürst hat dann sehr früh 
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eigene Postkurse geschaffen, vorzugsweise für den eigenen 
dienstlichen Korrespondenzverkehr mit seinen Behörden, 
also im Sinne seiner Staatsbildung. Aber diese Postkurse 
wurden auch dem Publikum zum Gebrauch angeboten. 
Diese kurfürstliche Post funktionierte schon bei den Frie­
densverhandlungen von Münster und Osnabrück ausge­
zeichnet, und s·ie ist im besonderen das Werk eines ausge­
zeichneten Beamten, des Amtskammerrates Michael Mat­
thias, der - später zum Hofpostdirektor ernannt - über 
30 Jahre an der Spitze der von ihm ,geschaffenen Post stand. 
Diese Post war durch Schnelligkeit und Zuverlässigkeit 
ihr-er Leistungen musterhaft und brachte auch bald ansehn­
liche Überschüsse. 

Jedoch so beachtlich diese Leistung auch gewesen ist, an 
der Tatsache des Regionalismus im Staatsaufbau des Gro­
ßen Kurfürsten änderte dies nichts. Was verband etwa um 
1650 den Bewohner des Herzogtums Kleve mit dem der 
Marken oder dem Preußens oder Hinterpommerns? Allen­
falls die Person des Kurfürsten, der aber in J<,leve eben der 
Herzog war ebenso wie er Herzog in Preußen oder Kur­
fürst in den Marken war. Wenn auch zuzugeben ist, daß 
durch die Regierung des Großen Kurfürsten, eines Fürsten, 
dem "der Großstaat -im ,Blute lag" , diesen verschiedenen 
Landschaften vom Niederrhein bis zur Memel ein einheit­
licher Staatswille immer wieder vorgestellt wurde, insbe­
sondere indem alle trotz lebhaften Sträubens zu den Kriegs­
kosten herangezogen wurden, es waren nicht mehr als 
Anfänge einer neuen Form, grundlegend blieb der Regio­
nalismus. 

Denn so stark war die Zentra,lgewalt nun doch nicht. Sie 
mußte überall mit der regionalen Zwischenform der land­
ständischen Verfassung paktieren, eben mit den Ständen der 
Mark, Kleves oder Preußens. Und so ist charakteristisch für 
diesen Staat das Vorhandensein von landschaftlichen Regie­
rungen mi t n-icht unerheblichen Kompetenzen, einer Ver­
waltung, die das regionale Prinzip über das sektorale stellt. 
Der regionale Gedanke, verkörpert in den Ständen, im In­
digenat der Beamten, ist noch sehr stark. Daß er so stark 
sich zur Geltung bringen konnte, hängt auch erheblich von 
den Verkehrsverhältnissen ab. Wenn auc}i die bedeutende 
Leistung der kurfürstlichen Post nicht übersehen werden 
darf, die integrierende Kraft war doch nicht so stark, daß 
sie als Gestalter eines einheitlichen Staates sich durchsetzen 
konnte. Das hieße sie überfordern. 

Wenn gesagt worden ist, daß für diesen Typ ein staats­
raumbezogenes Denken und Handeln bezeichnend ist, so 
muß der Begriff „staatsraumbezogen" dahingehend erläu­
tert werden, daß er sich zuerst innerhalb des Gesamtstaates 
in regionalisierter Form äußert. In vielen seiner Tätigkeiten 
hat dieser Staat Raumordnungspolitik betrieben, aber er 
hat es in regionalisierter Form getan. 

Regionalisiert war die Verwaltung aufgebaut, regionali­
siert auch die Wirtschaft. Auch hier fehlen ühergreifende 
Zielsetzungen nicht. Die Post, die auch dem Publikum zur 
Verfügung gestellt wurde, war schon erwähnt. Die Straßen­
und Kanalbauten, ebenfalls unter dem Großen K urfürsten 
maßgeblich begonnen , wären weiter heranzuziehen. Aber 
die Kanäle waren von so kleinen Abmessungen, daß sie 

unmöglich einen großen, zusammenfassenden Verkehr tra­
gen konnten, und befestigte Straßen, ebenfalls Vorausset­
zung eines leistungsfähigen Verkehrs, gab es in Preußen 
noch bis in die Zeit nach den Befreiungskriegen nur verein­
zelt. So waren also die einzelnen Landschaften auf sich 
selbst verwiesen. Sie hatten ihre eigene Verfassung, ihr 
eigenes Rechtswesen, ihre eigene Wirtschaft. 

Wenn Schmoller den Merkantilismus als Staatsbildung 
mit wirtschaftlichen Mitteln bezeichnet hat, so ist diese Be­
hauptung richtig, wenn man sie nicht einseitig einheitsstaat­
Iich auslegt, sondern auch die regionale Übergangsstufe ein­
bezieht. Die Staatsbildung konnte sich bei den größeren 
Staaten nur auf diesem Wege vollziehen. 

Was hier für Brandenburg-Preußen skizziert wurde, gilt 
in nod1 stärkerem Maße für die Habsburgische Länder­
masse. Diese volkllich so verschiedenen Länder, teils deutsch, 
teils romanisch, teils slawisch, konnten bei der großen Aus­
dehnung, die sie insgesamt besaßen, und hei den sehr schwie­
rigen Verkehrsverhältnissen nur regional verwaltet werden. 
Schließlich war schon die Aufteilung des großen Länder­
besitzes unter Karl V., die eine spanische und eine öster­
reichische Linie begründete, veranlaßt durch die Unmöglich­
keit, mit den damals der Verwaltung zur Verfügung stehen­
den Mitteln das Riesenreich mit einer Hand leiten zu 
können. 

Man hat - von dem Ausgang der Habsbur,ger Monarchie 
rückwärts gewandt - drese Regionalisierung im großen als 
einen Ausfluß der nationalen Verschiedenheiten angesehen, 
aber es ist dies doch wohl eine zu vereinfachende Feststel­
lung. Ganz abgesehen davon, daß man den Nationalismus 
des 19. und frühen 20. Jahrhunderts nicht schon im 16., 17. 
oder auch noch im 18. Jahrhundert voraussetzen darf, es 
sind so handgreifliche andere Gründe vorhanden : zu weite 
Entfernungen von Wien, schlechte und zeitraubende Ver­
kehrsverhältnisse, ständisrnes Eigenleben, Ansätze eigener 
regionaler Verwaltung, die jene Form geschaffen haben, die 
dann allerdings •im vergangenen Jahrhundert so stark mit 
nationalem Sprengstoff angefüllt war, daß dieser dann den 
Zerfall herbeiführen bzw. die Regionalisierung in eine 
Etatisierung umwandeln konnte. 

Noch viel stärker als in dem vorher erwähnten branden­
burgisrn-preußisrnen Beispiel war es hier die Person des 
Monarchen, die alle jene Länder der Habsburger Monarrnie 
zusammenhielt, und als mit dem Tode von Franz Joseph 
das monarchische Charisma verschwand und die Nationali­
täten ihre Egoismen durchsetzten, zerfiel auch das Reich. 

Aber wenn auch die Regionalisierung das Habsburger 
Reich bis zu seinem Ende charakterisierte und alle Anläufe, 
unter Joseph II. und Franz Joseph zu einer Zentralisierung 
zu kommen, sehr bald scheiterten, gewisse zusammenfassende 
Züge sind vom Beamrentum und vom Militär ausgegangen 
und haben in Resten aum den Untergang der Monarmie 
überdauert. Es ist aber eben nirnt die unmittelbare zentrali­
si.erende Verwaltungskraft, sondern der Geist des Beamten­
tums und des Militärs gewesen, der eigentümliche Verwal­
tungsstil, der sim unbesrnadet der Regionalisierung durch­
gesetzt hatte und bestimmend blieb von Cattaro bis Boden­
bam und von den letzten Gemeinden an der galizischen 



122 Raumforschung und Raumordnung 26. Jahrg. 

oder serbischen Grenze bis Vorarlberg. In den Jahren nach 
1918, als die Nachfolgestaaten mit Restösterreich ihre ver­
schiedenartigsten Verhandlungen zu führen hatten, die eine 
Liquidation eines so großen Reiches mit sich brachte, galt es 
für die österreichischen Unterhändler als Regel herauszu­
finden, wer von den Verhandlungspartnern der Theresianist 
wäre, mit dem man dann in gewohntem Stil vel"handeln 
konnte. So stark war noch die bildende Kraft des alten 
Theresianums, jener heute noch bestehenden Gründung der 
großen Maria Theresia, daß man, unibeschadet aller natio­
nalen Verschiedenheiten venbunden durch die gemeinsame 
SchU1le, unter sich in urbanen Formen auch die heikelsten 
Materien tragbaren Lösungen zuführen konnte. 

Wenn gesagt wurde, daß der Große Kurfürst für den 
Klever der Herzog war, so hat der bedeutende österreichi­
sche Staatsmann Plener, aus der Zeit Franz Josephs, in 

• seinen Erinnerungen für diese Epoche ein Beispiel erwähnt, 
das zeigt, daß eine gleiche Gesinnung noch damals in Öster­
reich-Ungarn lebendig war. In dieser Anekdote handelte 
es sich um eine Tante aus Budapest, die ihrer Nichte aus 
Wien die ungarische Hauptstadt zeigte und dabei zu dem 
Schloß bemerkte: Das ist das Schloß, in dem dein Kaiser 
wohnt, wenn er als König nach Ungarn kommt. 

Schließlich war auch das Frankreich der Bourbonen noch 
ein weitgehend regionalisierter Staat. Die Kraft der großen 
Kardinäle Richelieu und Mazarin hatte doch nicht ausge­
reicht, Frankreich zu einem Einheitsstaat zu machen. Immer 
wieder waren blutige Revolten und Putschversuche der auf­
sässigen Provinzgouverneure zu bestehen, und nicht immer 
konnte man sie gewaltsam niederwerfen, nicht selten mußte 
man sich mit ihnen vertragen und ~hre provinzielle Eigen­
ständigkeit anerkennen. Eine Persönlichkeit wie den Herzog 
von Epernon hat auch ein Richelieu immer mit Vorsicht 
behandelt. Sobald die königliche Gewalt nachließ, war auch 
sofort die provinzielle Macht der großen Gouverneure wie­
der da, bis sie in dem großen Aufstand der Fronde ihren 
Höhepunkt, der zugleich die Wende einleitete, fand . Aiber 
immer noch blieb die Differenz der pays du roi und der 
pays d'Etat, blieben provinziale Verwaltung, Parlamente, 
Zölle. 

Diese regionalen Momente, die bisher in ihren Beziehun­
gen zur Verwaltung betr-achtet wurden, hatten aber auch 
ihre wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Bedeutung. 
Vielleicht am schlagendsten kommt dies darin zum Aus­
druck, daß jene Staaten noch kein einheitliches Zoll-gebiet 
bildeten, sondern Zollregionen, teilweise Zollinseln, wenn 
ma,n diese Ausdrücke einmal gebrauchen da~f. Das hat sich 
beispielsweise in Preußen bis 1818 gehalten, denn erst da­
mals wurde um den preußischen Staat ein einheitlicher 
Außenzoll gelegt. Bis dahin bestanden in Preußen mehr als 
1000 Binnenzolltarife. 

Welche Wege das Deutsche Reich eingeschlagen hat, kann 
man daraus ersehen, daß man unter Karl V. die Idee.eines 
Reichszolles ins Auge gefaßt hatte, daß aber nach dem 
Dreißigjährigen Krieg so wenig wie eine staatliche, auch 
eine wirtschaftliche I.ntegrationskraft mehr aufgebracht 
werden konnte. 

Andererseits war es auch einem Colbert nicht gelungen, 

aus Frankreich ein einheitliches Zollgebiet zu machen. Es 
ga.b auch hier Binnenzölle, und erst 1664 gelang es Colbert, 
einen Teil der Binnenzölle ,aufzuheben, nämlich diejenigen, 
die in den 20 „provinces des cinq grosses fermes" bestanden: 
das waren die Normandie, Picardie, Champagne, Burgund, 
Touraine, Poitou, Anjou und die Isle de Frnnce mit Paris. 

Die Wirtschaft, die zu diesem Typ des regionalen Flächen­
staates gehört, war also insgesamt staatsraumbezogeh, in 
der VerwirkJichung regional. 

Von dem gegenwärtigen Standpunkt der Raumordnungs­
politik würde man sagen, daß Wirtschaft und Wirtschafts­
politik dezentralisierend gewesen wären. Aber dieser Be­
griff der Dezentralisation könnte insofern eine irreführende 
Vorstellung erwecken, als er doch heute als Gegenaktion 
zur Zentralisation oder Konzentration gesehen wird. Eine 
solche Antithese bestand damals nicht. Die merkantilisti­
sche Wirtschaftsgolitik wurde nicht bewußt dezentralisie­
rend eingesetzt, um eine unerwünschte Konzentration auf­
zulösen. Sie fand vielmehr -diese dezentralisierten Ansätze 
vor und förderte sie. Das fing z. B. in der Landwirtschaft 
an. Colbert hat den Getreideverkehr in Frankreich nicht 
einheiclich geregelt, sondern von Landschaft zu Landschaft, 
von Region zu Region durch Spezialordonnanzen geordnet. 
Die Magazinpolitik der preußischen Könige beschritt im 
Grunde die gleichen Wege. Auch waren regionale landwirt­
schaftliche Märkte gegeben. 

Die sta.rke Betonung des regioil!alen Momentes hat in 
D~utschland eine breite Streuung wirtschaftlicher Schwer­
punkte, industrieller Ansätze gebracht. Wieviele Porzellan­
manufakturen gab es doch damals in Deutschland, nachdem 
Meißen sein Monopol nicht bewahren konnte! Jeder, der 
heute in eines der mehr r-egional ausgerichteten Museen 
geht, wird, sofenn eine Porzellansammlurug dazu gehört, 
sich überzeugen können, welche Vielfalt in den Produk­
tionsstätten hier einstmals bestand. Sie ist zwar heute in 
dieser Branche sehr viel geringer geworden, aber N achwir­
kungen dieser industriellen Streuung sind immer noch vor­
handen. 

Die Porzellanindustrie war damals eine besonders von 
den Fürsten geförderte oder mehr noch in staatlicher Regie 
betriebene Industrie. Sie gehört in den großen Bereich der 
Luxusindustrien, deren Bedeutung für das Aufkommen des 
modernen Kapitalismus Sombart in seinem Buch über Luxus 
und Kapitailismus beschrieben hat. überall gruppierten sich 
um die Höfe Luxusindustrien, die Spitzen, Gobelins, vene­
zianische Spiegel, Lüster usw. herstellten und in vielem 
bahnbrechend für die moderne Industrie wurden. 

Aber das · wirtschaftliche Inter,esse des sich entfaltenden 
modernen Staates war nicht nur auf die Luxusindustrien 
gerichtet. Sombart hat als Pendant zu seinem Buch über 
Luxus und Kapitalismus ein anderes über Krieg und Kapi­
talismus geschrieben und dabei die Rolle betont, die das 
moderne Kriegswesen auf die Entwicklung der kapitalisti­
schen Wirtschaft gehabt hat. Hier ist es vielleicht erlaubt, 
einen Hinweis auf die Bedeutung Wallensteins anzubrin­
gen. Der Dreißigjährige Krieg hat ja nicht das ganze Gebiet 
des Reiches gleichermaßen wirtschaftlich niedengewalzt. Die 
großen Feldzüge zogen sich strichweise über das Reichs-
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gebiet hin, rechts und links von diesen Zügen konnte sich 
durchaus wirtschaftliches Leben erhalten und entfalten. 
Wallenstein hat in dieser Zeit in den böhmischen Ländern 
des Kaisers gewissermaßen regionale Wirtschaftspolitik in 
seinem Herzogtum Friediland igetrieben, und die Schrift­
steller jener Zeit unterschieden die terra deserta mit ihren 
Heeresdurchmärschen und Plünderungen ~on der terra felix 
der friedländischen Besitzungen, die, von Durchmärschen 
und Einquartierungen freigehalten, sich den lukrativen 
Kriegslieferungen hingeben konnten. W alle11stein legte be­
wußt ,die Kriegslieferungen von Waffen, Pulver, Getreide, 
aber auch Montu,ren, Schuhen usw. in seine Länder, um sie 
so wirtschaftlich zu entwickeln. 

Wenn wir eine etwas spätere Zeit nehmen, die aber in 
den hier gesdliiiderten Verhältnissen noch ganz zu einer 
merkantilistischen Epoche gehört, so ist allgemein bekannt, 
welche große Aufmerksamkeit und Arbeit Goethe als wei­
marischer Staatsminister dem Ilmenauer Bergbau zuwandte. 
Von einem in großen Räumen heimischen Standpunkt aus 
sicherlich ein U!11IlÜtzes Untenfarugen, von einem regiona,l 
bestimmten Gesichtskreis aus aber sehr wohl verständlich, 
wenn auch zmletzt ,alle aufgewendete Mühe zuschanden 
wurde. So suchte man also überall den heimischen Bergbau 
zu stützen, a:lle vorhandenen und bekannten Bodenschätze 
auszunutzen und sich industriell möglichst vielseitig zu ent­
wickeln. Die Eisenindustrie wurde gefördert, aber auch die 
Textilindustrie. 

Wenn heute im Bereiche der Raumordnungspolitik der 
Gedmke der Region wieder propagiert wird, in der sich 
Arbeit, Wohnen, Erholung und Kultur aufeihander ab­
stimmen sollen, so kann er seine Herkunft aus jener merkan­
tilistischen Zeit nicht verleugnen. Allerdings, damals war 
diese regionale Beschränkung gegeben, sie brauchte nicht 
erst erstrebt zu werden, denn allein die Verkeihrsbeziehun­
g-en ließen eine andere Regelung nicht zu. Wenn ,der Arbei­
ter sei,nen Weg zur Arbeitsstätte zu Fuß zurücklege\} muß, 
sind tägliche Pendelwege von 30 km nicht möglich. Aber 
die damals gelegten Grundlagen einer weiten Streuung der 
Industrie, die heute noch in Deutschland trotz aller Ver­
änderungen und Revierbildungen in späte;er Zeit noch vor­
handen ist, ha:ben in der Gegenwart die VorsteHungen von 
Regionen erst möglich gemacht. 

Was sich als besonders auffällig in den . industriellen 
Standortsbewegungen jener Zeit zei!gte un1d uns heute noch 
in vielen Zeugnissen lebendig begegnet, ist die Rustikali­
sierung. der Industrie. Auch in der Gegenwart wird der Ruf 
»Industrie aufs Land" immer wieder erthoben. Damals war 
die Rustikalisierung im wesentlichen eine Folge der Zer­
schlagung der alten, städtisch gebundenen Wirtschaftsfor­
men zugunsten neuer, regional bezogener Einheiten. Die 
Trennung von Stadt und Land in der Form des Mittelalters, 
die der Stadt das. Gewerbe, dem Land die Lebertsmittel­
und Rohstoffproduktion zuwies und beide Teile im Wo­
chenmarkt zusammenband, war nicht mehr zu hahen. Man 
wird in jenen Formen moderne Vorstellungen von zentralen 
Orten und Nahversorgungsbereichen wiedererkennen. Je­
denfalls löste sich damals . die Verwaltung und Wirtschafts­
politik von jenen Vorstellungen und ihren praktischen 

Verwirklichungen. Sie ermöglichte es der Industrie, aufs 
Land zu gehen, und in · der Industrie setbst -bestanden Ten­
denzen, diese Standortsverschiebu!llg mitzumachen. Die 
Industrie ging aufs Land, um dem verkaiöcherten städtischen 
Zunfhegime zu entgehen, um die brach liegenden Arbeits­
kräfte auf dem Lande nutz,bar zu machen, aber auch aus 
konfessionellen Griünden, wenn etwa eine Stadt katholisch 
war, der Landesherr aber aus wirtschaftspolitischen Grün­
den Lutherische oder reformierte Unternehmer in seinem 
Lande halten wollte. Er wies ihnen dann Standorte auf dem 
Lande an. Für die riheinischen Landschaften hat Kuske 
solche Beispiele untersucht. 

Diese Tendenzen sind nicht auf Deutschland tbeschrän'kt, 
auch Colbert hat noch in den verschiedenen Gegenden und 
Städten Frankreichs ,die Industrie gefördert, also im Sinne 
einer Dezentralisation gehandelt, allerdings nicht mit einer 
so nachhaltigen Wirkung wie iin Deutschlan1d. Dies lag 
daran, daß trotz allem Selbständigkeitsdrang der Provinz­
gouverneure, von dem schon gesprochen wµrde, diesen doch 
niemals gelang, die staatsrechtliche Stellurug zu erlangen, 
wie sie die deutschen Reichsfürsten besaßen. Die Ideen, die 
Colbert <bei seinen dezentralen Bemü,hungen zu verwirk­
lichen strebte, gingen doch immer von dem Zentrum mit 
dem königlich-eo Hof aus. Ein solches Zentrum war aber in 
Deutsch1and nicht gegeben. 

Wenn man sich alle die erwähnten Gesichtspu,nkte vor 
Augen hält - un•d es sind noch andere, die hier außer acht 
gelassen wurden, heranzuziehen -, so wird man zu dem 
Ergebnis kommen, daß man von dem Standort aus, den uns 
die moderne Raumforschung gegeben hat, auch das merkan­
tilistische Schrifttum einmal neu i.iiberpriü.fen sollte. 'Geht 
man von weltwirtsch-aftlichen Vorstellungen aus, wird man 
ihm nie gerecht werden. Der Merkantilismus hat eine um­
fangreiche Literatur hervorgebracht, ,die man später igno­
riert oder als unwissenschaftliche Rezeptsammlung abgetan 
hat. Sombart hat dann in seinem Modernen Kapitalismus 
versucht, sie wieder in den ihr gebührenden Rang einzu­
setzen. Wenn eine persönliche Einflechtung erlaubt ist, so 
hatte ich als Assistent im Volkswirtschaftlichen Seminar der 
Universität Leipzig in meinem Dienstzimmer in einem be­
sonderen Schrank die sog. H asbach-'Bibliotlhek stehen, eine 
einzigartige Sammlurug me11kantilistischer Literatur in den 
Originalausgaben, die dann dem Feuersturm des Zweiten 
Weltkrieges zum Opfer gefallen ist. Die Lektüre dieser 
Schriften konnte eindringlich dartun, wie die Schriftsteller 
damals noch in konkreten Räumen dachten. Sie hatten pro­
funde Kenntnisse von Land und Leuten. Die regionalen 
Beziehungen waren für sie Fakten, die eine wirtschaftswis­
senschaftliche und wirtschaftspolitische Betrachtung nicht 
vernachlässigen durfte. Ihnen schwebte eine Volkswirtschaft 
vor, die nicht auf das wirtschaftende Individuum mit seinen 
Einzelinter,essen abgestellt war, sondem auf den Staat und 
die von ihm erfaßten und .für ihn wirkenden Menschen. 
Das gibt ihrem Denken auch einen stark fiskalischen Zug. 
JedenfaHs ist für sie die Größe und Stärike des Staates auch 
die Größe und Stärke der Wirtschaft. Die Politik ist das 
Schicksal auch der Wirtschaft. 

Der regionale Flächenstaat, wie er hier skizziert worden 

/ 
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ist, war eine Entwicklungsstufe. Man kann in ihm noch 
nicht einen gelungenen Versuch zum Ausgleich der verschie­
denen Gegensätzlichkeiten sehen, schon aus dem Grunde 
nicht, weil die Gegenposition noch nicht herausgetreten war. 
Der regionale Flächenstaat hat sich nicht als Antithese zum 
zentralen Staat entwickelt. Er war der Anfang, die These. 
In ihm waren aber Tendenzen angelegt, die zu dem Typ 
hinlenkten, der nunmehr zu behandeln ist, nämlich zum 
Einheitsstaat. 

Mit der wachsenden Macht der zentralen Stellen, der 
Begrenzulllg, teilweise der völligen Niederwerfung der par­
tikularen ständischen Gewalten, mit dem weiteren Ausbau 
des Beamtenappar.ates und mit den Ver,besserungen im Ver­
kehrswesen - man •denke nur an die Einführung des opti­
tischen Telegrafen und seine große Bedeutung in der Zeit 
der Französischen Revolution, insbesondere der Revolu­
tionskriege - setzen sich die auf einen Einheitsstaat hin­
wirkenden Kräfte durch. 

Das ,geschieht bei unterschiedlichen staatlichen Verhält­
nissen in sehr bezeichnenden und heute noch wirksamen 
Differenzierungen. In Frankreich geschah diese Entwicklung 
wohl am radikalsten. Vom absolutistischen Königtum vor­
bereitet, vollzog sie sich in einem revolutionären Akt: die 
überkommene Einteilung in Provinzen wurde ausgelöscht 
und an ihre Stelle die uniforme Departementseinteilung 
eingeführt. Mit den alten Region~n und ihrem Eigenleben 
war es damit vorbei. Die Gouverneure und Intendanten ver­
schwanden. Paris, der zentralen Regierung, standen nunmehr 
die vielen Departements gegenüber, kleiner als die früheren 
Provinzen und zu schwach, um sich gegen die Zentralge­
walt durchsetzen zu können. V.ersuche, hier noch einiges zu 
retten, sind nicht ausgeblieben. Die Girondisten versuchten, 
die Departements ,gegen die Pariser Zentrale auszuspielen. 
Aber sie wurden von den zentralistischen Jakabinern·blutig 
niedergeschlagen. Lyon und Toulon, um nur einige Bei­
spiele herauszugreifen, haben ihr föderierte Gesinnung 
schwer .büßen müssen. Der Regionalismus war ein Abfall 
von den Prinzipien der Revolution mit der einen und un­
teilbaren Republik. Er verlor in diesem jetzt zur Herrschafl: 
gekommen politischen Konzept jede Existenzberechtigung. 

Was die Revolu_tion begonnen, hat das napoleonische 
Kaiserreich vollendet: ein straffes, zentral ausgerichtetes . 
Präfektursystem auf der räumlichen Basis der Departe­
mentsgliederung, eine präzise, auf Kommando reagierende 
V,erwaltungsmaschinerie in der Hand eines die Verwaltung 
überhaupt militärisch auffassenden Monarchen. 

Damit ist aber auch eine tiefgreifende innere Wandlung 
in der Verwalturug gegeben. Man kann sie kurz -dahinge­
hend formulieren, daß nunmehr das fachliche, sektorale 
Prinzip da,s regionale überwindet, welch letzteres im Laufe 
der Zeit so gut wie völlig aus dem Gesichtskreis verschwin­
det. Jetzt ist im Einheitsstaat die sektorale Aufteilung nach 
den fünf klassischen Mini,sterien vollendet: Äußeres, lnne­
r,es, Finanzen, Justiz, Krieg, um sie so schlagwortartig zu 
bezeichnen. Nach dieser sektoralen Aufteilung wird die 
Verwaltung, soweit es erfo11derlich ist, bis zu den untersten 
Stufen durchgegliedert. 

Und wenn dann aud1 im weiteren Verlaufe es nicht bei 

den fünf klassischen Ministerien, die allgemein zu finden 
sind, .bleibt, dalS fachliche Prinzip ist, von kurzen Über­
gangserscheinungen oder ad~hoc~Lösungen abgesehen, ent­
scheidend nir weitere Ministeriumsbildungen, die sich im 
Zuge der zunehmenden Staatstätigkeit notwendig machen, 
so, ebenfalls in Schlagworten: Wirtschafl: (früher meist Han­
del genannt), Larndwirtschafl: (seit der neueren Kriegswirt­
schafl: wird •die Ernährung vorangestellt, also: Ernährung, 
Landwirtschafl: und Forsten), Verkehr (früher ofl: Eisen­
bahn), Post, Arbeit, desgleichen die mehr technisch be­
stimmten Ressorts wie Wiederaufbau, Wohnungsbau usw., 
zu denen von diesem Blickwinkel auch das Verkehrsmini­
sterium zu zählen wäre. Der Möglichkeiten sind viele; sie 
sind teils von bestimmten wirtschaftlichen oder sozialen 
Problemen (Flüchtlinge) bestimmt, teils von koalitionspoli­
tischen Oberlegungen, also aus taktischen Gründen. Aber 
regionale Gesichtspunkte sind grundsätzlich nicht mehr da­
bei, und wie ein ·Fossil ragt in die neue Zeit, daß man im 
englischen Kalbinett noch Regionalminister erhalten hat wie 
etwa den Kanzler des Herzogtums Lancaster. Wenn auch 
dieser Posten keine politische Bedeutung mehr hat, sondern 
vielmehr dazu dient, nicht zu umgehende Parteimitglieder 
im Kabinett repräsentativ unterzubringen, so dokumentiert 
sich darin die englische Art, die zwar immer offen ist, Neues 
aufzunehmen, aber nicht leicht bereit, Altes einfach ver­
schwinden zu lassen. Wenn gegenwärtig das englische Kabi­
nett einen Europaminister hat, so iist das kein Zeichen, daß 
eine Regionalisierung damit beabsichtigt würde, sondern 
eine Ausgliederung einer für besonders wichtig gehaltenen 
Aufgabe aus dem Bereich der auswärtigen Politik. 

Die Durchsetzung des modernen Einheitsstaates ,gelang in 
Frankreich so radikal, weil wichtige Voraussetzungen schon 
im absolutistischen Königtum g,eschaffen worden waren. 
Man wird dabei auch die alte ,große Bedeutung von Paris 
nicht unterschätzen dürfen, eine Rolle, die auch London 
für die englische Entwicklung gespielt hat. überall, wo fran­
zösische Verfassungsmuster angenommen wurden, haben 
sich die einhei~sstaatlichen Tendenzen -durchgesetzt, so auch 
in Italien, dessen Einigungskriege im Unterschied zu den 
deutschen nicht eine bundesstaatliche, sondern eine einheits­
staatliche Lösung brachten. Diese Entwicklung hatte zur 
Folge die Vorrangstellung der fachlich von oben bis unten 
durchorganisierten Verwaltung. Sie stellte auch unbestreit­
bar einen Fortschritt in der Verwaltung dar. Erweiterung 
der Staatstätigkeit verlangte zunehmende Spezialisierung 
der Verwaltung, um die erforderlichen Leistungen zu ga­
rantieren. Die Gefahren, die in der immer weitergehenden 
Spezialisierung liegen, konnten am Anfang noch nicht er­
kannt werd·en. 

Daß aber die Habsburger Monarchie diese Entwicklung 
zum Einheitsstaat nicht rhat vollziehen können, war in an­
deren Zusammen:hängen schon a,ngedeutet worden. Aber 
auch in den anderen Ländern des alten Reiches war die 
Entwicklurug nicht einheitlich. Hier wird Preußen stets ein 
sehr beachtenswertes Beispiel bleiben. Wie es mit seiner 
gestreckten Lage, unzusammenhängend in seinen Teilen, 
geradezu typisch für den regionalen Flächern;taat war, so 
hat es auch dessen Momente immer - und sei es in Resten -



1968 H eft 3-4 Dittrich, T ypen und Stadien der Beziehungen 125 

bewahrt. Was -sich hier schließlich herausgebildet hat, ist 
ein Mischtyp von Einhe\tsstaat und Regionalstaat, der 
für Deutschland sehr wichtig bis heute werden sollte. 

Man hat das alte Preußen meist nur als Militärstaat ge­
sehen, der getragen wurde von einem strengen Fiskalismus, 
ohne den jener militärische Aufwand nicht möglich gewesen 
wäre. Sicherlich, dieser Staat war oft recht ungemütlich. 
Aber diese Eigen-schaft dürfte nicht für ihn allein zutreffen. 
Er hat andererseits, und dies sollte man voranstellen, als 
zweiter großer deutscher Staat neben dem alten Osterreich 
versucht, nicht in starrer Kopie ausländischer Vorbilder 
eine eigene, den -deutschen Gegebenheiten entsprechende 
Verwaltun,g aufzubauen und einen Ausgleich der Gegen­
sätze zu versuchen, die anderen deutschen Staaten meist 
schon wegen ihres geringeren Umfangs versagt blieb. 

Einen ersten Anlauf zu einer strafferen, zentralisierenden 
Verwaltung unternahm Friedrich Wilhelm I. Dieser König 
war ein Verwaltungsgenie, unermüdlich bis ins Detail, von 
einer genauen Kenntnis seiner Länder, die er sich - wie 
auch später Friedrich der Große - durch ständige Bereisun­
gen zu verschaffen wußte; dabei in vielem forschrittlicher 
und moderner als sein großer Sohn. Bislang waren in der 
inneren Verwaltung, vor allem in den Finanzen, zwei Be­
hörden tätig gewesen: das Kriegskommissariat, welches die 
sogenannten Kriegsgefälle in den Städven und auf gern 
Lande, die Akzise und die Kontribution, zu betreuen hatte, 

• und das Finanzdirektorium, dem die Bewirtschaftung der 
Domänen, damals eine sehr wichtige Einnahmequelle des 
Staates, unterstand. Dies waren ihre hauptsächlichen Funk­
tionen. Zwischen beiden Behörden bestanden ständige Rei­
bereien, die sich aus der Wahrnehmung der Ressortinter­
essen ergaben bzw. aus der Stellung des Königs in dem 
einen Fall als Kriegsherr, in dem andern als großer Land­
besitzer. Diese Streitigkeiten zu beseitigen, schien kein an­
derer Weg möglich als der, eine einheitliche Behörde zu 
schaffen: das Generaldirektorium. Bezeichnend, wie der 
König daibei verfuhr: er beschied den Kabinettssekretär 
Thulemeier für den näch·sten Sonntagnachmittag, zwei Uhr, 
zu sich. Er so1lte kommen mit Schreibmaterialien, gutem 
starken Papier und schwarzem, silbermetierten Heftfaden 
versehen. Gl,eichzeitüg sollte er · sich einrichten, daß er ein 
paar Tage bleiben könnte. In dieser Klausur wurde dann 
die Instruktion für die neue Behfü,de aufgesetzt. Nachdem 
dies geschehen, wurden die ahnungslosen Mitglieder der 
alten Behör-den ins Schloß !befohlen, ihnen ein Sehreihen des 
Königs verlesen, das neben allgemeinem auch recht persön­
lichen Tadel enthielt, die Auflösung ihrer alten Behörde 
bekannt gegeben und sie danach in die neue eing-ewiesen 
unter Bekanntgabe der neuen Instruktion. Danach erst 
wurden sie dem König zur neuen Eidesleistung vorgestellt. 
Dieses neue General,direktorium war nach der Reform von 
Friedrich Wilhelm 1. eine Art Gesamtministerium für Inne­
res, Finanzen und Krieg. Was hier an der Zentrale geschah, 
d. h. in Potsdam, das wiederholte sich in den Provinzen; 
auch hier wurden die beiden Verwaltungsgruppen zusam­
mengelegt. Aber immer noch blieb es so, daß bei der ober­
sten Behörde, also dem Generaldir-ektorium, mehrere Pro­
vinzen in einer Abteilung vereinigt waren, einer für die 

östlichen, einer für die mittleren und einer für die west­
lichen Provinzen. Jede Abteilung hatte ihren besonderen 
Tag zum Vortrag vor dem König, dem aber auch -die Mini­
ster der anderen Abteilungen beiwohnen sollten. Zusam­
mengefaßt war alles in der Person des Königs. 

Es ist also noch etwas umständlich; die neuen, die Ver­
waltung fachlich zusammenfassenden Vorstellungen gehen 
noch in Verbindung mit den alten regionalen, wenngleich 
die Tendenzen auf Vereiruheitlichung unverkennbar sind. 

Die Geschichte beweist es immer wieder, daß große und 
grundlegende .Änderungen in der Verwaltungsstruktur Er­
gebnisse allg-emeiner revolutionärer Wandlungen sind. Auch 
die preußische Monarchie hätte wohl schrittweise die von 
Friedrich Wilhelm I. in Gang gebrachte Neuformi-erung der 
Verwaltung weitergeführt, aber ohne Jena und die Be­
freiungskriege wäre sie doch schwerlich so schnell zu der 
großen Reform gelangt Diese Reform knüpft sich an die 
beiden Namen Stein und Hardenberg, die, was für diese 
Überlegungen wichtig ist, im Grundsätzlichen sich markant 
unterschieden, indem Stein - von den geschichtlichen Gege­
benheiten ausgehend - mehr die regionafon Momente zur 
Geltung zu bringen suchte, Hardenberg - den französischen 
J.deen zuneigend - stärker unitarisch gesinnt war. Dies ist 
für die Folgezeit von ausschlaggebender Bedeutung gewor­
den und hat in Preußen zu dem ausgleichenden Versuch ge­
führt, der uns berechtigt, von eiinem Mischtyp oder Aus­
gleichstyp zu sprechen. 

Stein als Rheinfranke hatte den preußischen Osten zuerst 
verkannt, aber er sollte seine Reformen von diesen Gebie­
ten aus durchführen . Lange hatte er seine Vorurteile gegen 
den märkisch,en Bauern und das Junkertum. Dagegen lebte 
er auf, als er während seiner Verwaltungstätigkeit in West­
falen noch lebendige Reste alter Gemeindefreiheit und alt­
ständischer Institutionen vorfand. Diese Momente wollte 
er in die Reform einbringen im Gegensatz zu der gering­
schätzig beurteilten bürokratischen Tätigkeit, der Arbeit der 
besoldeten, buchgelehrten, interesselosen und eigentums­
losen Buralisten, die, es regne oder scheine die Sonne, ihren 
Gehalt aus der Staatskasse er.heben und schreiben, schrei­
ben, schreiben. Er schoß hier in seiner Leidenschaftlichkeit 
weit über das Ziel hinaus, -denn seine großen Leistungen 
in der Reform der jnneren Verwaltung wären nicht mög­
lich gewesen ohne das in strenger Schule erzogene Beamten­
tum, zu dem er schließlich auch selibst gehörte. A:ber wesent­
lich blieb, daß er in seiner konservativen Haltung dazu 
beigetragen hat, gerade kommunale und regionale Kräfte 
zu erhalten oder wieder zu erwecken. 

Im Gegensatz dazu war Hardenberg in welfischen Di~n­
sten aufgewachsen, keineswegs den •konservativen Kräften 
so verpflichtet, modernen Strömungen offen, beweglich, den 
neuen französischen Ideen aufgeschlossen, deren große, 
fortschrittliche Bedeutung er durchaus anerkannte. Es war ' 
ihm völlig klar, daß Preußen sich soviel als )Tlöglich von 
diesen modernen Ideen amalgamieren müßte, um in der 
;,,euen Zeit bestehen zu können. 

Das Ergebnis war ein Kompromiß. Das neue Preußen 
nach 1815 wur,de in 10, später 8 Provinzen, 25 Regierungs­
bezirke und 333 Kreise eingeteilt. Damit war eine den 
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neuen Bedürfnissen entsprechende Verwaltungsgliederung 
gefunden, deren Grundstruktur iin den heute in der Bundes­
republik befindilichen ehemal.5 preußischen Landesteilen 
noch erhalten ist. Es wurden ferner die fünf klassischen 
Ministerien geschaffen mit einem verantwortlichen Minister 
an der Spitze und bürokratischer Verfassung. Damit wur­
de die Einheit der Verwaltung·in den Hauptzweigen sicher­
gestellt. Der Chef eines solchen Ministeriums konzentrierte 
in sich eine Gewalt, wie sie im 18. Jahz,hundert nicht in den 
Händen eines preußischen Ministers zu finden war. An der 
Spitze des Ministeriums stand der Staatskanzler, und für 
diese Position hat Hardenberg bis zu seinem Tode eine so 
große Macht konuntriert, wie sie nach ihm erst wieder 
Bismarck eirugenommen hat. Den Gedanken der Kollegia­
lität für das Gesamtministerium hatte Hardenberg abge-

' lehnt. Dennoch ga,b es von 1812 bis 1823 iimmer wieder 
Pläne, zu ständisch-provinzieHer Verfassung zurückzukeh­
ren und damit auch wieder Provinzia'lrninister zu schaffen. 
Der König Friedrich Wilhelm III. und sein Generaladju­
tant von Witzleben neigten dem pmviruzialen Gedanken 
zu. Es ist das Verdienst von Wilhelm von Humboldt und 
Hippel, dem König von der Ausführung der provinzialen 
Pläne abgeraten zu haben, indem sie ihn davon überzeug­
ten, daß solche Pläne das völlige Auseinanderfallen Preu­
ßens bewiz,ken wfüden. 

Insoweit hatten also die modernen J.deen Hardenbergs 
sich durchsetzen können. Doch das Preußen von 1815 war 
nicht mehr das von 1806. Zwar war es auch noch kein zu­
sammenhängender Staat, aber es bestand doch jetzt wenig­
stens aus nur zwei großen Landbrocken, von denen der 
westliche Probleme auf.gab, die man früher nicht gekannt 
hatte, nämlich die drei Probleme, mit denen sich später 
noch rdas Reich intensiv beschä.ft~gen mußte und deren Nach­
wirkungen bis in die Gegenwart reichen: den bürgerlich­
demokratischen Li:beralismus, die ultramontane Partei und 
den Sozialismus. Diesem neuen Staat gewisse regionale 
Attribute beizugeben, schien angebracht. Dies geschah mit 
der Einsetzung von Oberpräsidenten. 

Stein hatte sich ursprünglich das Amt des Oberpräsiden­
ten in Anlehnung an das schon in den früheren schlesischen, 
westfälischen und fränkischen VerwaJ.tungen bestehende des 
alten Preußen so gedacht, daß der Oberpräsident an die 
Spitze von ein bis zwei Provinzen treten und als Vertreter 
des Ministers alles kontrollieren sollte, ohne aber eine selb­
ständige Mittelinstanz zu bilden. Er konnte ,diesen Plan in 
seiner ersten kurzen Amtszeit nicht verwirklichen. Alten­
stein führte darun 1808 die Oberpräsidenten in dieser Form 
eiq., 1810 beseitigte sie Hardenberg unter allgemeinem Bei­
fall als schädlich und überflüssig. Der Stiaat war zu klein 
geworden. Erst die Neubildung des Staates 1815 schuf wie­
der die räumlichen Voraussetzungen, so daß diie Oberprä­
sidenten wieder eingeführt werden konnten, und zwar nun­
mehr als eine Zwischeninstanz zwischen dem Ministerium 
Urnd dem Regierungsbezirk. Einmal waren die Oberpräsi­
denten als Ministerstellvertreter Kontrollinstanz f.ür alle 
Provinziafüehörden, ZUJIIl andern hatten sie die Angelegen­
heiten zu besorgen, die sich auf die ganze Provinz bezogen. 
Ihnen standen als Vertretung der Provinz Provinzialland-

tage zur Seite. Es ist an dieser Stelle zu erwähnen, ,daß der 
von der Krone ausgehende Versuch, den Wünschen einer 
Nationalrepräsentation zu entsprechen, 1847 zur Einbe­
rufung des Verein~ten La,ndt-aiges, gebiklet aus den Provin­
zia:Handvagen, geführt hat. 

Hier hatte sich ailso das regionale Prinzip in der Ver­
waltung zur Geltung bringen können, und gerade die ältere 
Gruppe der Oberpräsidenten weist eine Reihe von ganz 
hervorragenden Verwahungsfachleuten auf, von denen man 
nicht mit Unrecht gesagt hat, daß sie ihre Provinz gefördert 
und wie Vizekönige regiert haben, so Vincke in Westfalen, 
Merkel in Schlesien, Sack in der Rheinprovinz, Schön in 
Ostpreußen, Bassewitz in Brandenbung und Zerboni in 
Posen. Jeder eine eigenwillige Persönlichkeit, deren Tätig­
keit zum Teil noch bis in die Gegenwart ihre Spuren hinter­
lassen hat. Die regionaifreundliche EinsteUung hat Preußen 
überdau~rt, und J,is heute sind die Landschaftsverbände 
Rheinland und Westfalen im Rahmen von Nordrhein-West­
falen ein Rest der alten preußischen Provinzialverfassung. 

Aber Preußen ist nicht schlechthin Muster für .die ande­
ren deutschen Staaten gewesen. In Sü-ddeutschland überwog 
der· französische Einfluß, und ein Staat, wie ihn Montgelas 
in Bayern schuf, war eine Kopie des napoleonischen, zen­
tralistischen Staatsaufbaues. Vom preußischen Reformge­
danken ausgehend, hätte man in Bayern provinziale Ein­
richtungen in Altbayern, Fz,anken, Schwaben und der Pfalz 
geschaffen. Jedoch davon war keine Rede. Man ging straff 
zentralistisch vor und ließ zwischen Regierurugsbezirk und 
Ministerium keine eigenständige Zwischeninstanz zu. 

Mit den bei,den Typen, die hier als Einheitsstaat und als 
Mischtyp zwischen unitarischen und regionalen Momenten 
chaz,akterisiert worden waren, sind bis in die Gegenwart 
die Grundlinien ,der Verwaltung gezogen worden. Sie brin­
gen in beiden Fällen die Präponderanz der zentralen, der 
fachlich-sektoralen Verwaltung und ein Zurücktreten der 
regionalen Momente, die ,beim Mischtyp immer noch einen 
gewissen Einfluß behaJ.ten • können, beim Einheitsstaat aber 
als pofoischer Faktor so gut wie verschwinden. 

Es bleibt noch der andere Gegensatz von- staatsraum­
bezogenem und universal eingestelltem Handeln zu betrach­
ten. Damit sin,d vor allem die Beziehungen zwischen Wirt­
schaft und R,aum gemeint. 

Hierzu ist festZ1Uhalten, <laß sich an der Staatsraumbe­
zogenheit •der Wir.tschaft, wie sie sich im regionalen Flächen­
staat entwickelt hatte, nichts Grundlegendes geändert hat. 
Nur der Rahmen wird größer, von der Region zum Staats­
ganzen. Das hat sicher im einzelnen bedeutsame Auswir­
kungen gehabt, a:ber am Grundsätzlichen, an der Bindung 
der Wirtschaft an das Staatsgebiet, nichts geändert. Cha­
rakteristisch ist hierfür die Kontinentalsperre als Versuch, 
die Wirtschaft des französischen Imperiums und seiner Ein­
flußg~biete straff auf diesen politischen Rawn auszurichten: 
ein gewaltiger Sprung von einer Reg.ionsbezogenheit zu 
einer Großraumbewgenheit, der sowohl die politischen wie 
wirtschaftlichen Kräfte bei weitem überstieg. Aber daß die­
ser zeitlich eng begrenzte Versuch doch erhebliche wirt­
schaftliche Wirkungen gehabt hat, ist andererseits auch nicht 
zu bestreiten. 
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Wichtig ist, daß in ,dieser Zeit mit der Durchsetzung der 
modernen zentralen Verwaltung auch nach außen durch eine 
Außenzollinie der Staat sich abzuheben bemüht. In Preu­
ßen geschah dies, wie schon bemerkt, 1818 mit dem ersten 
gesamtpreußischen Zollgesetz. Wichtig ist ferner, daß die 
s·c.hranken, die Stadt und Land beispielsweise in gewerb­
licher Hinsicht getrennt halben, fallen, daß das alte Zunft­
regime beseitigt und dem Unternehmer eine größere Frei­
heit gegeben wird. Wichtig ist schließlich, daß mit der 
Bauernbefreiung eine größere Mobilität auf dem Lande ge­
schaffen w:ird. Eine moderne Landwirtschaft wird möglich 
rund erlangt wirtschaftlich und politi:sch eine bedeutende 
Stellung. In allen diesen Fortschritten sind aber schon die 
Keime enthalten, die dann zu einer Sprengung der Staats­
raumbezogenheit führen sollten. 

Damit entsteht ein neuer Typ des universal gerich­
teten Staates, des Staates in der Weltwirtschaft. Da bei 
,diesem Typ die wirtsch-afhlichen Momente sic.h in den Vor­
,dergrund schieben, soll von diesem ausgegangen werden. 
Das Entscheidende ist, daß ,der Weltmarkt als Ganzes im 
Mittelpunkt steht, jedes Land als Einzelraum nur ein Teil 
dieser Ganzheit Weltmarkt ist. Die staat!ic.hen Grenzen 
werden übersprungen und verlieren ihre bisherige große 
Bedeutung. Der einzelne Unternehmer will n:icht mehr in 
Produktion und Absa~ vom Sta:atsr,aium ausgehen, er sucht 
sich seine Rohstoffe und seine Absatzmärkte in der ganzen 
Welt. Die ein.zelnen Regionen eines Landes sind nur noch 
unselbständige und ergänzungsbedürftige Teile der -Welt­
ganzheit. Immer neue Gebiete werden durchforscht und er­
schlossen. Was in vergangenen Zeiten ein Monopolwissen 
einiger weniger war, wird jetzt allgemein zugänglich. Inso­
weit kann Wiedenfeld mit Recht feststellen, daß von der 
länderikundlichen Seite her das Wort vom unbekannten 
Markt nicht seinen Inhalt bekommen könne. Es kann nur 
seinen Sinn erhalten von der 'fätsa'che, daß das einzelne 
Wirtschaftssubjekt bei seinen Entschlüssen in Verhältnissen 
sich zurechtfinden muß, die es nic.ht genau übersehen kann. 
Da alles von allem abhängt, hat seine Entsc.heidung Wir­
kungen auf andere, die der Unternehmer nicht abschätzen 
kann. ,,Er weiß also nicht, wie sich in demjenigen Augen­
blick, in welchem er mit seiner Neuproduktion an den 
Markt herantritt, auf diesem das gesamte Angebot sich stel­
len wird. Und erst recht weiß er nicht, wie sich die Nach­
frage dann verhalten wird; ob sie das neue Angebot auf­
nehmen oder ablehnen, wie der Preis sich stellen wird"2 • 

In diesem Sinne kann man vom unbekannten Markt 
sprechen. Er ist ein wirtJSchaftl:ich,es, kein geographisches 
Phänomen. Außeror.dentliche Leistungen sind in dieser Zeit 
vollbracht wor,den, um rasch Nachrichten aius aller Welt 
zu übermitteln und damit eine bessere Information für die 
wirtschaftlichen Entscheidungen zu verschaffen. Aber es -ist 
ein Wetolauf mit dem Schatten; denn je mehr Nachrichten 
vermittelt werden, je mehr die Weltw,irtschaft sich inte­
griert, um so mehr neue Daten werden gesetzt, um so mehr 

2 Wiedenfeld, Kurt: Die Raumbeziehungen im Wirtschaften der 
Welt. Die Grundformen des Wirtschaftslebens in der Gegen­
wart. - Berlin 1939. S. 85. 

neue Möglichkeiten gesc.haffen und damit auch neue Un­
bekannte eingeführt. 

Englands Aufstieg zur Weltmacht ist an diese Entwick­
lung gebunden. Nur von einer insularen Macht ohne strit­
nige Landgrenzen konnte sie ausgehen. England besaß daher 
die entsc.heidende Startposition, den großen Vorsprung in 
Schiffahrt, Handel, Landtransport, in der Industrie, in 
Geldwesen, Banken und Börsen, in der Technik überhaupt, 
der ihm die überra,gende, weltbeherrschende Rolle in dieser 
Epoche besc.herte. 

Der Staat - und damit die Verwaltung - trat einen 
Schritt zurück. Das war insbesondere auf dem Konninent 
nach der Oberspanmmg ,der staatlichen Einflußnahme eine 
_begreifliche Reaktion. Das staatspolitische Denken dieser 
Epoc.he, vertreten 'durch das Manchestertum, wollte dem 
Staat lediglich die vielberufene Nachtwächterrolle zwbilli­
gen. Soweit ist es allerdings weder iin England noch auf 
,dem Kontinent noc.h in Nordamerika gekommen. Immer­
hin hat man a,ber in Politik und Verwaltung bemerkens­
werte Konsequenzen gezogen. Das staatliche Denken und 
Hamdeln löst sich vom engen Staatsraum los. Es spielen 
nicht mehr das Staatsgebiet und seine zu fördernden Regio­
nen die Hauptrolle, -die letzteren bekommt man weitgehend 
außer S.icht. Man denkt in interkontinentalen Beziehungen, 
in Handelsniederlassungen, Schiffahrts- und Handelsver­
trägen. Dieses weltweite .Aiufschließen muß den Gedanken 
einer auch flächenmäßigen Beherrschung ,aller ,dieser Ge­
biete ausschließen. Palmerston hat iin echt englischer Ma,nier 
diese Politik eil1lll1al so eruäiutert: Wie ein Landlord, wenn 
er seine verstr,euten Güter besucht, nicht das Bestreben hat, 
alles dazwisc.hen 'liegende Land zu hesitzen, sondern froh 
ist, wenn er auf seinen Wegen gute Gasthäuser findet, die 
ihn mit Hammelrippc.hen versorgen, so sei es auc.h mit der 
englisc.hen Politik, die keineswegs ,die· ganze Er,de beherr­
schen wolle, sondern für ilhre Schiffe und ihren Handel 
Rastplätze und Ankergründe zur Einnahme von Wasser, 
Lebensmitteln und Waren :brauche. 

In ,der Tat ist es auffällig, daß die alten großen Flächen­
kolonien Englands w-ie Indien und Kanada auf merkan­
tilistische Kolon:ialpoliti:k, betrieben durch ,die großen Kom­
panien, die Ostindische und die Hiudson Bay Kompanie, 
zurückgehen, und daß -die Sicherung Indiens in der welt­
W[rtschaftl.ichen Epoche sich sehr stiark nach der Palmerston­
schen Landlordvheorie richtete mit ~hrer Ketre von Flotten­
stützpunkten von England iiJber GjJbraltar, Kapsta,dt bzw. 
Alexandria, Aden usw. Erst als diese weltwirtschaftliche 
Expansion allgemein wurde und die Interessen der beteilig­
ten Mächte sich im Raume stieß·en, ging man zur Abgren­
zung von Interessensphären und Ländermassen über. 

Jedenfalls hat, um auf den Ausgangspunkt dieser spezi­
ellen Überlegungen 2'Jllrückzukommen, die Verwaltung in 
dieser Epoche ihre Konsequenzen ,gezogen und eine ganze 
Reihe von Positionen geräumt, die si•e vorher mit Eifer ge­
halten hatte. Sie hat ganz allgemein der Initiative des Ein­
zelnen einen großen Spielraum geschaffen. Das war zwei­
fellos erst jetzt sinnvoll, weil die vorher~ehende Epoc.he 
-eine gewisse Erziehungsarbeit geleistet hatte. Aus dieser 
Zucht konnte man den mündig gewordenen Staatsbürger ent-
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lassen. Damit wurden große und außerordentlich wirksame 
Kräfte freigesetzt. Wesentlich ist je'denfalls für das Ver­
halten ider Verwaltung in diesem Bereich, daß sie die Wirt­
schaftspolitik unter maßgeblicher Berücksichtigung des 
übersnaat!ichen Güteraustausches führt. Auch wo sie die 
Wirtschaft ir,gendwelchen Auflagen und sonstigen Belastun­
gen unterwirft, läßt sie 1daibei doch die Möglichkeiten des 
Tausches unberührt. 

Ganz große Bedeutung hat iin dieser Hinsicht ,die Enthal­
tung von einer aiktiven Bevölkerungspolitik. Hielt man im 
Merkantilismus Menschen für den größten Reichtum, d. h. 
wachsende Bevö'lkerung im eigenen Staatsgebiet, so läßt die 
neue, weltoffene Politik die Bevölke11ung frei, gewährt die 
Freizügigkeit nicht nur inne!1hatb des Staatsgebiets - jetzt 
we11den die Grundlagen der späteren Ballungsräume ge­
legt -, sondern rauch über die Staat$grenze hinaus. Es ist die 
Zeit der großen überseeischen Auswiainderungen nach Nord­
und Sü,daimerika, nach A1Ustralien. Was sich in beiden Fäl­
len vollzogen hat, ist ein Vorgang, der in der modernen 
Raumordnungspolitik als passive Sanierung bezeichnet 
wird. Arme Gebiete wie Hunsrück, Westerwald, Eifel, 
Rhön stellten groß·e Auswandererkontingente, die agrari­
schen Gebiete in Ostdeutschland lieferten die Bevölkerung, 
die den großen Ballungsraum des RU!hrreviers aufhauen 
half. Ein staatsraumbezogenes, regionales Denken hätte 
versucht, di,e schwachen Gebiete wiirtschaftlich zu stärken 
und die Bevölkerung dort zu halten. Diese Auffassung gab 
man preis: man ließ die überschüssiige Bevölker\lll1g aus den 
schwachen Gebieten abwandern, um so cine Anpassung von 
Bevölkerung und Tragfähigkeit des R,aumes herbeizufüh­
ren, -eine Sanierung durch Gewährenlassen. 

Man unternahm andererseits nichts, um die Niederlas­
sung der Industrie an bescimmten Orten, etwa dezentrali­
siert, zu .fördern. Der Unternehmer sollte das Risiko der 
Niederlassung traigen, also mußte man es ihn auch gestalten 
lassen. 

Es war eine ,einmalige, zwar sehr tief eingreifende, aber 
geschichtlich gesehen doch nicht so lange Zeit, die jenen be­
rauschenden AufschW1Ung zur Weltwirtschaft, zum nicht 
mehr raumgebundenen Staat erlebte. Sie war insofern ein­
maliig, als mit -dem Ende der napoleonischen Weltkriege 
keine großen Kriege Europa und die übrige Welt - so 
konnte man damals sagen - erschütterten. Bs gab zeitlich 
und räumlich begrenzte Kriege in Europa, so Krimkrieg und 
italienische und deutsche Einigungskriege, es gab Kolonial­
kri-ege und Aufstände wie den Sepoyaufst>and in Indien, 
a:ber sie brachten nicht ,di1e neue Ordnung ernstlich in Be­
drängnis. 

Nur in ,einer relativ ruhigen Zeit konnte sich die Welt­
wirtschaft übe!1haupt entwickeln; ,dernn wenn für das neue 
Raumverständniis auf der einen Seite bestimmend ist die 
Loslösung von der Gebundenheit an den eigenen Staats­
raum, also insofern eine Raumunabhängigkeit, so ist auf 
der anderen Seite eine erhöhte Abhängigkeit vom Gesamt-
11aum Welt gegeben, nämlich eine Abhängigkeit von dem 
ungehinderten Zugamg zu allen Räumen der Welt. Von die­
sem Aspekt aus war zweifellos eine Raumordruung größten 
Ausmaß,es als Aufgabe g-egeben, denn keineswegs herrschte 

in dieser Beziehung ein Chaos, V'ielmehr eine immer wieder 
wie ein Wunder bestaunte Zuordnung von interkontinen­
talem Zuschnitt, die es beispielsweise fertigbrachte, daß so 
,gut wie zu jeder Jahreszeit irgendwo in der Welt Weizen 
geerntet wurde. Aber je intensiver sich die weltwirtschaft­
·lichen Beziehungen gestalteten, um so empfindlicher wurden 
sie auch g-egenüber Störungen. 

Im einzelnen zeigten sich natürlich Differenzierungen. 
Am r,einsten war dieser Typ in Eng1and ausgeprägt. Aber 
wie das Ringen des modernen Staates um eine ihm g-emäße 
Form auf dem Kontinent schon in den Zeiten des Absolu­
tismus urud Merkantilismus unendlich schwieriger und leid­
voller war als in England, so wirkte auch die in diesem 
Ringen erprobte und siegreiche Gesinnung viel stärker in 
Kontinentaleuropa nach als auf der britischen Insel. Man 
braucht sich nur zu y,er,gegenwärtigen, daß im deutschen 
w.irtschaftswissens.chaftlichen Denken die merkantilistische, 
staatsbezogene Auffassung viel Jänger als anderswo sich hat 
behaupten können. Die historischen Schulen der deutschen 
Nationalökonomie sind ohne diesen Untergrund nicht völ­
lig zu verstehen. 

Diese Denkweise blieb aber nicht ohne Einfluß auf die 
Wiritschaftspolitik. Dafür ist vielleicht das charakteristische 
Beispiel das Verhalten des Deutschen Reiches in der Agrar­
frage, weil seine raumordnungspoJ.itischen Konsequenzen 
bis heute nachwirken. hls die großen überseeischen Ge­
treideproduzenten mit ihr,en Oberschüssen auf dem Welt­
markt erschienen, ließen Großhrutannien wie Dänemark, 
die Niederlande und Belgien - weltwirtschaftlich konse­
quent gedacht - diesen Stoß über ihre Landwirtschaft hin­
wegfegen. Sie sahen die agrarische Frage losgelöst vom 
Sta,atsraum und s,tellren sie in die Raumunabhängigkeit, wie 
siie der Weltmarkt verstand, hinein. Da,s E11gebnis war ein­
deutig: ein Untergang -der getreidebauenden Landwirtschaft 
un,d dafür ein Neuerstehen einer Landwirtschaft, die in 
erster Linie au.f Veredelungswirtschaft (Butter, Käse, 
Fleisch, Fett, Geflügel, Obst und Gemüse) abgestellt war. 

Das Deutsche Reich, Osterreich-Ungarn, Frankreich 
machten ,diese ra-dikale Entscheidung nicht miit. In Deutsch­
land überwog das Interesse am Schutz der ostelbischen, 
getreidebauenden Landwirtschaft. Man suchte sie zu halten, 
ohne a:ber mit Methoden zu arbeiten, die eine Einfuhr un­
möglich gemacht hätten. Zu so prohibitiven Maßnahmen 
ließ es die vorherrschende wirtschaftsLiberale Auffassung des 
Zeitalters doch nicht kommen. Aber es war, wenn auch all­
gemein gefaßt, in der Durchführung ein Akt regionaler 
Wirtschaftspolitik zugunsten bestimmter Regionen, die 
wirtschaftlich, aber auch politisch von starker Durchschlags­
kraft wareri. Sah man in der ostelbischen Junkerkasre einen 
wesenolichen Träger ,der politischen Macht und eine Stütze 
der Krone, so mußte dann die Erhaltung der wirtschaft­
lichen Existenz die Konsequenz sein. 

.Aiber die Konsequenzen machen sich eben heute noch gel­
tend. Die Gebiete, denen damals seit den achtziger Jahren 
zunehmend die regionale Wirtschaftspolitik auf -dem agra­
rischen Sektor galt, sind für die Bundesrepublik verloren, sie 
umfaßt dafür die Gebiete, ,deren Entwicklung damals nicht 
zuerst nach ihren eigenen regionalen Gesichtspunkten, son-
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.dem nach den ihnen fremden Oste1bieps bestimmt wurden. 
Daraus resultieren so manche Probleme, mit denen die 
Agrarpolitik heute noch nicht fertig geworden ist. Der Vor­
schlag, die Landwirtschaft der Bundesrepublik solle sich auf 
Verede1ungswirtschaft umstellen, berücksichtigt meist nicht, 
daß er vor achtzig Jahren hätte gestellt werden müssen, 
damals, als sich beispielsweise die Niederlande und Däne­
mark im Zuge der weltwirtschaftlichen Raumordnung in 
dieser Art umstellten. Damit erreichten sie einen Vorspru,ng, 
-der so leicht nicht einzuholen ist. So groß ist ,dieser Markt 
auch nicht, und was von den oft genug erhobenen Vor­
schlägen zur Umstellung au,f Veredelungswütschaft zu hal­
ten ist, zeigt der Butterberg, den unsere Agrarpolitik als 
Belastiung mitschleppt. 

Was aher jene Agrarpolitik regional heute noch bedeutet, 
zeigt kein Land der Bundesrepublik deutlicher als Schles­
wig-Holstein. So groß sind .die Unterschiede in Klima und 
Boden zwischen Schleswi,g-Holstein und dem angrenzenden 
dänischen Gebiet nicht. Sie lauf.en ineinander über und bil­
den eine Einheit. Aber welcher Unterschied in wirtschaft­
licher Beziehung: in Dänemark eine vom Weltmarkt er­
zwungene Umste\.lung auf landwirtschaftliche Veredelungs­
produkci.on von internationalem Rang, in Schleswig-Hol­
stein noch eine Landwir.tschaft, die durch die Ausrichtung 
der deutschen Agrarpolitik auf die großen ostevbischen Ge­
treidezonen doch von ihrer ureigensten, Dänemark ver­
gleicltbaren Entwicklung abgelenkt worden ist. Das hat 
dann bis in die verschiedene infrastrukturelle Ausrüstung 
sich ausgewirkt. 

A!ber wenn auch die deutsche Agrarpolitik nach der Ab­
kehr vom Freihandel und der Rückkehr zu den Getreide­
zöllen seit 1876 unter Bismarck wieder aus der aJ.lgemeinen, 
auf Intensivierung des Weltmarktes ausgerichteten Zeit­
strömung sich zunächst noch •gemäßigt herausmanövriert 
hatte und Gesichtspunkte damit aufnahm, ,die, primär poli­
tisch gedacht, in der Wirkurng ein Stück regionale Wirt­
schaftspolitik waren - ,im Grunde blieb auch das Reich auf 
der a\.lgemeinen Grundlinie. 

Eine erste Dämmerung in -der Weltwirtschaft und der 
weltiüher ausgerichteten Po-Etik und Verwaltung zog, wie 
schon einmal kurz aingedeutet, mit dem Imperialismus auf, 
einer Denkweise und einem Handeln, welche die Spätzeit 
der weltwirtschaftlichen Epoche einleitete. Die Welt war 
den großen Industrienationen zu eng g-ewor,den. Zu viele 
waren an demselben Gebiet, Ha,fen oder an derselben Bahn­
oder Kanalverbindung ,interessiert. Die Landkarte wurde 
immer belegter. Die widerstreitenden Interessen führten zu 
begrenzten Konfükten und Festlegungen von Interessen­
sphären, wo eine Scheinsouveränität noch respektiert wurde, 
und zu reinen Annexionen, wo man solche Rücksichten 
nicht -glaubte nehmen zu müssen. Die Expansion wurde von 
einer lnrensivierung abgelöst, und dieses Stoßen und Reiben 
der Interessen weltüber führte schließlich neben anderen 
Motiven den Ersten Weltkrieg heroei. 

Mit dem Ersten Weltkrieg ibeginnt eine neue Epoche. Er 
brachte in der zeitlichen Kiürze und lntensidh einen so radi­
kalen Umbruch im Denken und Handeln von Verwaltung 
und W.irtschaft in Beziehung auf den Raum hervor, wie er 

in der Gesch,ichte einzig dasteht. Der entscheidende Ansatz 
lag -darin, daß die Verletzlichkeit der Weltwirtschaft be­
wußt als neue Waffe eingesetzt wurde. England, damals 
unbestritten die erste Macht in Welthandel und Weltwirt­
schaft, die sie überhaupt erst hatte · ents.tehen fassen, setzte 
in Handelskrieg und Blop<.a,de hedenkenlos die zum Wesen 
der Weltw.irtschaft gehörende wechselseitige wirtschaftliche 
Abhängigkeit als kriegsentsch·eidende Waffe ein, ohne sich 
dar,über Rechenschaft zu igeben, daß es daimit das Funda­
ment seiner eigenen Weltstellung zerstörte. Es gewann den 
Krieg und verlor seine Herrschaft. Der N.iedengang Eng­
lands begann mit ,der Einführung des Wirtschaftskrieges :im 
Ersten Weltkrieg. Den Schock, den die Weltwirtschaft da­
mals erlitt, hat sie bis heute nicht überwunden. 

Denn je nachdrücklicher man mit Blockade und allen 
anderen Mitteln des Wirtschaftskrieges die Auflösung der 
bisherigen weltwir,tschaföichen Verflechtungen betrieb, um 
so energischer w,uroen die Blockierten auf ihren eigenen 
Staatsraum bzw. die von ihnen besetzten Gebiete verwiesen 
und zur Anspannung a1ler ri,n ihm ruhenden wirtschaftlichen 
Möglichkeiten ianigehalten. So entstand ein neuer Typ: die 
K rü e g s wir t s c h a f t. Gegenüber weltwirtschaftlich·em 
Denken ·setzte sich wieder staatsraumbezogenes Denken und 
Handeln durch, und die Lektion war für Verwaltung und 
Wirtschaft so nachhaltig, daß auch die Gegenwart noch in 
diesem ß.ann steht und regionale Zusammenschlüsse, wie 
etwa die EuropMsche Wirtschaftsgemeinschaft, in ein staats­
raumbezogenes Denken und Handeln gehören - diesmal 
auf den größeren Raum der Gemeinschaft bezogen - und 
nicht Ansätze neuer Weltwirtschaft früheren Stils sind. Von 
diesem Aspekt aus gesehen, ist das Bemühen Englands um 
Aufna,hme in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft tat­
sächilich ,die Kapitulation der alten Weltwirtschaft und die 
letzte Anerkennung, den Weltwrirtschaftskrieg verloren zu 
haben. Andererseits könnte den Liebhaber historischer Par­
allelen die Untersuchung reizen, wie sich in der Haltung 
de Gaulles Vorstellungen wiederfinden, die einstmals in 
zeitbedingter Modifikation etwa einen Colbert oder Na­
poleon 1. ergriffen hatten. 

Das neue, rdurch den Wirtschaftskrrieg erzwungene, staats­
raumbezogene Denken und Handeln .führte Theorie und 
Praxis des Merkantilismus, natür,lich in den der modernen 
Wirtschaft angepaßten Formen, wieder herauf. Allerdings 
noch nicht in der Art und Weise, wie die moderne Raum­
ordnung diese Fragen a,npacken und lösen würde. Dazu war 
die Situation der Kriegswfrtschaft zu_ singulär. Aber daß 
ma•n zuerst an ,die natürlichen Grundlagen und ,die Arbeits­
krä,fte des eigenen Landes bzw. des überhaupt zur Verfü­
gung stehenden Raumes - also unter Einbeziiehung der be­
setzten Gebiete - ,dachte, das war doch etwas von der 
vorhergehenden Weltwirtschaft so Grundverschiedenes, ein 
völliiges Umdrehen der Kraftver,hältnisse zwischen 1nland 
und Ausland, ,daß es nur unter stärkstem Einsatz der Ver­
waltung volilzogen werden •konnte. 

Die Kniegswirtschaft hob ,die Verwaltung in die Lenkung 
des Wir-tschaftslebens hinein, wie man es in dieser Breite 
und Wucht seit langem nicht mehr gekannt hatte. Diese 
neuen und doch wieder alten Gesichtspunkte haben Ver-



130 Raumforschung und Raumordnung 26. Jahrg. 

waltung und Wirtschaft nicht mehr völlig auf.gegeben. Auch 
als et~a um 1924 ein a:llgemeiner Umschwung zu freieren 
Wirtschaftsformen nach Aufga!be der Zwangsmaßnahmen 
aus der Kciegswirtschaft einsetzte, war dies keine Wieder­
herstellung des früheren weltwirtschaftlichen Kosmos, ganz 
abgesehen davon, daß diese liberale Phase zeitlich sehr kurz 
bemessen wa-r und bald in einer aUgemeinen Wirtschafts­
krise, die die ganze Welt ergriff, unterging. 

Im einzelnen reagierten die verschiedenen, ,in dem Ersten 
Weltkri.eg befangenen Staaten nicht in gleichen Formen. 
Großbritannien, worauf Wiedenfeld nachdrücklich hinwies, 
betrat zuerst von allen Kriegsteilnehmern den Weg einer 
umfassenden, staatlich gelenkten Kriegsw:irtschaft mit dem 
im Maii 1915 erlassenen Munitionsgesetz, •das Lloyd George 
a:He Möglichkeiten gab, die gesamte technische Kraft des 
Landes in den Kriegs.dien1it zu stellen. Großbritannien also, 
ein Einheitsstaat und der Pionier des Freihandels und der 
Freizügigkeit, voLlzog in der Sache sehr niefe Eingr,iffe in 
die Wirtschaft und das private Lehen, in der Form hatte 
man nach englischer Art neuen Wein in alte Schläuche ge­
gossen. 

Das Deuttiche Reich, ein Bundesstaat, ging, insgesamt 
gesehen, zuerst mehr auf privatwirtschaftliche Mitwirkung 
aus, um Rohstoffe und Lebensmittel sicherzustellen. Aber 
von 1915 an rückte dann auch ,die Verwaltung in den Vor­
dergrund. Sie schaffte die Freibeweglichkeit der Wirtschaft 
ab zugunsten einer sich immer mehr erweiternden Staats­
wirtschaft. Der Druck, aUes auf die deutsche Binnenwirt­
schaft abzustellen, mußte hier stärker sein als in den gegne­
rischen Ländern, diie nicht einer so wirksamen Blockade 
unterlagen. 

Diese Durchsetzung einer staatsraumbezogenen Wirt­
schaftspolitik konnte im Deutschen Reich mit den unbe­
streitibaren Erfolgen damals nur durchgesetzt werden, weil -
anders als in den angelsächsischen Staaten - ein großer 
Beamtenapparat zur Verfügung stand. Er reichte von den 
staatlichen Zentralstellen ibis in die kleinste Ortschaft hin­
unter, denn auch die Beamten der Setbstverwaltung, der 
Wirtschaftskammern usw. galten in dieser Kriegswirtschaft 
als mittelbare Staatsbeamte. Der bundesstaatliche Aufbau 
des Reiches ergab da:bei Schwieri~keiten, Verzögerungen 
und Interessenkonflikte mit einzelnen Ländern. In der so 
wichtigen Ernährungswirtschaft standen ,die alten Länder­
grenzen in Ausfuhrverboten wieder auf, die einst der Deut­
sche Zollverein glaubte für immer aihgeschaffi zu haben. 

So bildeten sich wieder regionaile Differenzierungen, ob­
wohl •der KI1iegswirt1ichaft eine zentralisierende Tendenz 
innewohnte und sie die sektorale Gliederung der regionalen 
grundsäwlich voransteLlte. We= also neue Standorte bei­
spielsweise in der kriegswirtschaftlichen In'dustrie gesetzt 
wurden, so wurden sie nicht aus modernen raumordmmgs­
politischen Überlegungen gesetzt, sondern nach militärischen 
Gesichtspunkten. Die damals vorgenommene Bildung neuer 
industrieller Standorte winkt aber tbis heute nach. Die Eisen­
erzlager der Ilseder Hütte wurden unter Verlegung ganzer 
Dörfer mit Reichshilfe ausgebeutet. Der Aufbau de1; Leuna­
weI1kes ist ein anderes Beispiel ~iefgreifender kiiiegswirt­
schaftlicher Standortpolitik. Man war gezwungen, den ver-

bliebenen Raum neu zu sehen, ihm positive Seiten abzuge­
winnen, die man bisher über den Möglichkeiten weltwirt­
schaföicher Verflechtungen übersehen ihatte und auch über­
sehen konnte. Es kam eine Denk,weise auf, die sich in ihren 
pi:aktischen Konsequen,z,en auf ,die Fiktion eines "ewigen 
Krieges" einstellte, d. h. die kriegswinschafhlichen Maßnah­
men nicht von vornherein als sokhe einer kurzen und bald 

. vorübergehenden Phase !konzipierte, sondern so, als ob der 
Krieg und damit die Kriegswirtschaft ein Dauerzustand 
wären. 

Die Zeit nach ,dem Ersten Weinkrieg hat, das wurde schon 
gesagt, die ,frühere Weltwirtschaft nicht mehr zurückgebracht. 
Allenthalben machte sich eine staatsraumbezogene Verwal­
tung und Wirtschaft geltend. Dies war .in Europa schon 
desha<fü gegeben, weil nicht nur neue Grenzen, sondern auch 
neue Staaten entt;tanden waren, ,die zu ihrer Staatsbildung -
wie einst ,im Mer,kantiilismus - Verwaltung und Wirtschaft 
einsetzen mußten. Dies traf insbesondere für den Raum zu, 
den man damals als Zwischeneuropa bezeichnete: den Raum 
der Nachfolgestaaten aus dem Venfall des Zarenreiches und 
der Liqu~dieru.ng ,der österreichisch-ungarischen Monarchie. 
Vielfach war es ibei den neuen Staaten notwendig, zuerst 
überhaupt ein eiigenes Staatsgefühl zu schaffen, der oft na­
tional gemischten Bevölkerung den neuen Staat erst ins 
Bewußtsein zu bringen. Diese Tendenzen gingen nicht so 
sehr auf eine Regionalisierung, als vielmehr auf Überwin­
dung solcher Mögliichkeiten in Richtung auf den Einheits­
staat aus. Polen z. B. war aus russischen, preußischen und 
österreichisch-ungarischen Teilgebif!ten zusammengesetzt 
worden. Diese Gebiete der ,drei Teilungsmächte ihatt_en eine 
sehr unterschiedliche Entwicklung gehabt und wiesen dem­
gemäß ein beträchtliches kulturelles, wirtschaftliches und 
soz,ia,les Gefälle auf. Die Politik der Staatsneubildung ging 
auf Beseitigung des großen Gefälles zugunsten eines mittle­
ren Standards, was praktisch eine Hebung des Niveaus der 
östlichen und eine Senkung des Niveaus der westlichen Ge­
bietsteile nach sich zog, ein Prozeß, den man auch als eine 
Veröstlichung ehemals mitteleuropäischer Gebiete bezeich­
nen kann. Ähnliche Probleme stellten sich ,der Tschechoslo­
wakei, Südslaw,ien, Rumänien. Für die Raumordnungspoli­
tik dieser Länder ergaben sich daraus oft neue Straßen- und 
Eisen1bahnhauten. Vollends mußten aber ,ganz neue Staaten 
wie Litauen, Lettland, Estland ihre gesamte Politik auf 
Staatsbildung umstellen. 

Andererseits löste sich das englische Kolonialreich in sei­
ner alten Form auf, die Dominien gewannen größere staat­
liche Eigenständi,gkeit, und die staatsrechnlichen Bande zum 
Mutterland wurden lockerer und fanden im British Com­
monwealth eine neue und eigenartige Form. Die Ottawa­
Verträge von 1932 schufen die volle Gegenseitigkeit im 
W:irtschaftsverkehr des Commonwealth. Alle1; zusammen 
genommen, aiuch' hier wieder Neustaatsbildungen, zugleich 
aber auch ein Ausdruck der Enteuropäisierung, die in der 
Folgezeit in Wirtschaft und Kultur ganz aHgemein wird. 
War die einstiige Weltwirtschaft auf Nordwesteuropa kon­
zentriert, so bilden sich neue Zentren heraus, die auf New 
York und Moskau hin orientiert sind. 
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Der Zwang, räumlich zu ,denken, hat a,uch Deutschland 
nicht losgelassen. Einmal tbrachte der verlorene Krieg durch 
die Gebietsa;btretungen erhebliche raumordnungspolitische 
Probleme, insbesondere in Oberschlesien und -in krasser 
Form in .dem abgetrennten Ostpreußen. Weiterhin ergaben 
sich auch dama<ls schon Flüchtlingsprobleme. Die· Gefähr­
lichkeit der alten weltwirtschaftlichen Abhängigkeit blieb 
dieser Generation fest eingegraben. Nach dem Verlust der 
Kolonien sa:h man sich um so mehr a·uf das vertbliebene 
Staatsgebiet verwiesen. 

Aber auch noch von einer anderen Seite wurde den Ver­
antwortlichen in Verwaltung und Wirtschaft die Bedeutung 
der räumlichen Faktoren nach,d11ücklich ins Bewußtsein ge­
bracht. Es war dargelegt worden, wie im Zuge der Frei­
ziißigkeit der Wefowirtschafl: große Außen- und Binnen­
wanderungen au·sgelöst wu11den. Für das neue staatsraum­
bezogene Denken mußten die Binnenwanderungen ein 
besonderes Prohlem darstellen. Län,gst waren die von ,ihnen 
ermöglichten ,Ba1lungen zu Dimensionen emporgewachsen, 
die sozial, wirtschaftlich und finanziell ernste Sorgen berei­
teten. Andererseits mußte sich wiederum eine Entleerung 
wirtschafl:sschwacher Räume von Bevölkerung und Wirt­
schaft von diesem Aspekt aus ganz anders ,darstellen, näm­
lich nicht als eine Angelegenheit, die man im Wege der alten 
passiven Sanierung zu lösen sich gestatten konnte, sondern 
als eine Aufgaibe, die nach einer aktiven Sanierung ver­
lan,gte, nach einer Hebung der W.irtscha.ftskrafl: in den 
schwachen Gebieten als Gegenstück zu den Ballungstenden­
zen. So bildeten sich, ausgehend von den beiden großen 
deutschen Industriegebieten, vom Ruhrgebiet und vom mit­
tel,deutschen Industriegebiet, die Ansätze moderner Landes­
planung und Raumordnung. Mögen die unmittelbaren 
Ursachen sein wie sie wollen, es unterliegt wohl keinem 
Zweifel, daß es nicht zu der Entwicklung von Landespla­
nung und Riaumor,dnung gekommen wäre, wenn ihr nicht 
jene Wendung im Denken und Handeln zur Würdigung 
der räumlichen Dimension, zur staatsraumbezogenen Ver­
waltung und Wirtschaft vorangegangen wäre. 

Diese Wendung wurde erneut durch eine zweite Kriegs­
wirtschaft verstärkt. Da;bei ist wesentlich, daß dieses kriegs­
wirtschaftliche Denken schon vor dem Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges das Handeln best>immte ,und als Gesichtspunkt 
der Aunal1kie Beachtung fand. Konsequenzen dieser Denk­
weise waren einmal d~e Bestrebungen, für die in einem 
Kriegsfall gefährdeten Grenzgeibiete, aber auch für die 
Industrieballungen überhaupt, Endastungen zu finden. Das 
schuf neue Stan,dorte und teilweise schon neue Industrie­
landschaften. Sal-zgitter wie Wolfsburg sind heute noch Zeu­
gen jener voi,bereitenden Kriegswirtschaft. Ferner führte 
diese Einstellung zu einer Aktivierung aller im Staatsraum 
vorhandenen materiellen Möglichkeiten. Alter Bergbau 
wurde wieder in Gang gebracht, die Landwirtschaft ganz 
auf Autarkie umgestellt. Dabei ist als in diesen Zusammen­
hängen wichtig festzuhalten, daß das Reich in jenen Jahren 
einen gewa,ltigen Schritt zum Einheitsstaat unternahm. Es 
kontrastierten also in diesen Jahren Einheitsstaat und 
kriegswirtscha:ftlich bes.timmter Regionalis ­
mus. 

Es muß aber andererseits betont werden, daß d,ie wissen­
schafHiche Durchdringung der Probleme durch . die neue 
Disziplin Raumforschung wie auch die fachliche Detailar­
beit mehr getan halben, als nur kriegswirtschaftliche Lösun­
gen zu finden, sondern daß man jetzt die räumlichen Be­
ziehungen in ihrer Vielfalt wieder entdeckte und damit das 
Feld für die moderne Raumforschung und Raumordnung 
freilegte. 

Die Zeit nach dem Zweiten Weltkriege ließ in dem ge­
teilten Deutschland, soweit es die hier behandelten Pro­
blemkreise angeht, die Wege klar auseinandergehen. In dem 
sowjetisch besetzten Teil g,ing man entschlossen zum Ein­
heitsstaat weiter und zur Ausschaltung von Landesplanung 
und Regional,ismus. Die Planwirtschaft betonte in aller 
Schärfe das sektorale, fachliche Prinzip, bewußt einge­
schränkt auf das Okonomische. und hier wieder auf die 
Produktion, und ließ anderes daneben nicht aufkommen. 
Die Bundesrepuibliik dagegen, von den westlichen Sieger­
mächten bundesstaatlich in weitgehender Form auf.gebaut, 
lenkte damit wieder in alte Bahnen deutscher Staatsgestal­
tung ein und nahm den Gesichtspunkt der Raumordnung in 
i,hre Verfassung auf, wobei diese die eigentliche Machtfülle 
,der Raumordnung den Ländern, dem Bund aber nur die 
Rahmenkompetenz zuwies. 

über Einzelheiten ist es an dieser Stelle nicht nötig, mehr 
auszuführen. · Nur das soll, die bisher,igen Überlegungen 
abrundend, .gesagt werden: die Fra,ge nach einem Ausgleich 
zwischen Verwa:ltungs<konzentmtion und Verwaltungsde­
zentralisation, zwischen sektoralem und regionalem Prinzip, 
zwischen Wirtschaftsfreiheit und staatlicher Lenkung wird 
in den hier im Mittelpunkt stehenden räumlichen Beziehun­
gen allent!ha:lben heute gesucht. Man bewegt sich von ent­
gegengesetzten Ausgangspositionen aufeinander zu. Die 
Einheitsstaaten mit straffer sektoraler Gliederung nehmen 
Momente der Regionafüierung und damit auch eine Dezen­
tralisierung auf. Das zeigt der gesamte Osttblock in aller 
Deutlichkeit. Es geht nicht mehr, wie ursprunglich konzi­
piert, Wirtschaftspläne sektoral aufzuhauen unid die räum­
lichen Gesichtspunkte einfach zu ignorieren. Man muß sie 
hineinnehmen, um über regionale Riücksichtnahme die Effi­
zienz der sektoralen Planung zu heben. Die Landesplanung 
kommt, wenn auch in gewandelten Formen, aber in det 
Sache ,doch eindeut>ig, wieder zu Ehren. Einheitsstaaten wie 
Frankreich oder Italien sehen sich ,genötigt, Zwischeninstan­
zen in den Regionen zu schaffen, wirtschaftlich einmalige 
Konzentrationen aufzubrechen oder zumindest einen zu­
nehmenden Teil des wirtschaftlichen Wachstums außerhalb 
der alten Zentren, etwa Paris, zu lokal,isieren. Auch der 
andere Teil Deutschlands kann sich von diesen Tendenzen 
nicht frei machen, auch er muß heute in seinen Einheitsstaat 
regionale Momente aufnehmen, Landesplanung und Raum­
ordnung treitben. Er treibt sie zuerst in strikter Beziehung 
auf die ökonomische Planung. Alber im. weiteren Verlaufe, 
wenn einmal die ·räumlichen Gesichtspunrkte ins Spiel ge­
bracht werden, kommen auch außerökonomische Momente 
heraus und verlangen ,ihre Berücksichtigung. 

In allen diesen Beispielen führen ,die neuen Tendenzen 
aber keineswegs dazu, etwa den französischen Einheitsstaat 
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aufzulösen und einen neuen Staat auf föderaler Basis aufzu­
bauen. Das überkommene Verwaltungssystem wird beibe­
halten, es wird lediglich um einen wichti:gen Aspekt be­
reichert. Aber es ist andererseits klar, daß damit Elemente 
der Staatsraumbezogeniheit in Verwaltung und Wirtschaft 
hereingetragen werden und sich nun im Detail durchzu­
setzen suchen, wobei es dann nicht ausbleiiben kann, daß 
sich die neuen Elemente auch zu institutionalisieren suchen. 

Ranke hat in seiner Französischen Geschichte einmal ge­
sagt: ,,Das Zarteste, Unfaßibarste, Mächtigste, Unüberwind­
lichste in menschlichen Dingen ist ,die Tendenz. Und selbst 
zurückgehalten, ohne auffallende Kundgebungen, die Wir­
kung hat sie allemal, daß sie ihr Gegenteil hervorruft und 
zum Bewußtsein bringt." Er macht diese Bemerkung im 
2. Kapitel des 9. Buches der Französischen Geschichte an­
läßlich der Auseinandersetzung mit den Hugenotten, aber, 
wie stets bei ihm, will er damit über den konkreten Anlaß 
hinaus etwas Allgemeines aussaigen, nämlich daß die in 
einer Epoche vorwaltenden Anschauungen sich in den 
Handlun:gen der Menschen durchsetzen, auch wenn ihnen 
kein Gesetz zur Seite steht, und damit im Laufe der Zeit 
Gegenkräfte hervorrufen, die sie wiederum ablösen. Er will 
aber auch zum Ausdruck bringen, daß hinter den Tages­
ereignissen Ideen wirks-am sind, Tendenzen nennt er sie 
vorsichtig, die das Zarteste und Unfaßbarste, aiber zugleich 
auch das Mächtigste und Unüberwindlichste darstellen. 
Wenn man s,ich den hier nur skizzierten Ablauf der Bezie­
hungen zwischen Verwaltung, Wirtschaft und Raum dar­
aufhin ansieht, wird man zu ,der Erkenntnis kommen, daß 
auch dabei solche Tendenzen die Hauptrolle gespielt und 
sich mächtig erwiesen haiben. Die Vorgänge in den unter 
Systemdiktatur stehenden Ost>blockstaaten beweisen es 
hinlänglich. 

Aber auch in den Bundesstaaten haben sich, nun von der 
anderen Seite ausgehend, wesentliche Ausgleichstendenzen 
geltend gemacht. Die Bundesrepublik Deutschland hatte in 
weitgestecktem Föderalismus die Raumordnung zur Län­
deraufgabe erklärt. Hier ist es nun wichtig geworden, dem­
gegenüber die zentralen Gesichtspunkte zur Geltung zu 
bringen, ohne den bundessnaadichen Grundcharakter aufzu­
geben. Denn ebensowenig wie Frankreich mit seiner Re­
gional,isierung den Einheitsstaat aufgeben will, ebensowenig 
will die Tendenz in der Bundesrepublik Deutschlan,d - und 
in Abstand könnte man auch die Bundesrepublik Österreich 
nennen - den föderalen Charakter aufgeben. Aber schon 
die erste große Frage der Riaumordnung, vor die Verwal­
tunrg und Wirtschaft sich in den ersten Jahren der Bundes­
republik Deutschland gestellt saihen, ,die richtige Verteilung 
der Flüchtlinge, verlangte nach einer Bundesregelung, um 

den Ausgleich zwischen Abgabe- und Aufnahmeländern 
herbeizuführen. Es kann keine inselhafte Landesplanung 
von den Ländern betrieben werden. Sie würde sich um ihre 
Wirkung bringen. Sie muß also das Ganze, den Bundes­
staat, berücksichtigen. 

Nicht nur, daß der Bund im Bereiche der Fachplanungen, 
z. B. der Bundesstraßen, Bundesautobahnen, Bundesbahn, 
Bundeswasserstraßen, wesentliche Stücke einer Bundesraum­
ordnung besitzt, er betreibt regionale Wirtschaftspolitik, 
wenn auch subsidiär. Und schließlich vollziieht sich auf der 
Basis des Bundesraumordnungsgesetzes eine Zusammenar­
beit von Bund und Ländern, die zentrale und regionale 
Gesichtspunkte zu einem Ausgleich zu bringen strebt. Das 
alles geht bei einem bundesstaatlichen Aufbau umständlicher 
als bei einem Einheitsstaat vor sich, aber die berechtigten 
regionalen Interessen werden bei diesem Vorgehen eher 
gewahrt. . 

Die alte Weltwirtschaft des 19. Jahrhunderts ist tot. Sie 
ist von einer Epoche sehr stark staatsraumbezogenen Den­
kens und Handelns abgelöst worden. Diese ist in ihren auf 
einen Ausgleich zustrebenden Tendenzen in den vorher­
gehenden Abschnitten charakterisiert worden. Was als neue 
Entwicklung aufscheint und auf einen Versuch der Herstel­
lung größerer internationaJer Zusammenhänge abzielt, ist 
eine Erweiterung des Staatsraumes zu größeren Raumein­
heiten, zu Großräumen, wie sie früiher schon einmal ver­
sucht worden sind, nun aiber in der Gegenwart eine festere 
Fundierung erlangt haben, zu supranatioruaLen Gebilden 
wie ,die Europäische Wrirtschaftsgemeinschaft. Sie werden 
zweifellos zu neuen Aspekten und praktischen Konsequen­
zen in den Beziehunigen von Verwaltung, Wirtschaft und 
Raum führen. Das Bundesraumordnungsgesetz hat als bis­
her einziges Gesetz seiner Art darauf schon Bezug genom­
men. Wesentlich ist, daß die regionale Komponente auch in 
diesen Gebilden ihren Platz hat. Auch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft ist im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
in regionaler W.irtschaftspolitik en:g·agiert. Darin liegt der 
entscheidende Gegensatz zur alten Weltwirtschaft. Aber 
es ist klar, daß in diesem neuen Rahmen der Ausgleich der 
im nationalen Rahmen skizzierten Tendenzen erst noch 
gefunden werden muß, das gilt für die Verwaltung wie 
für die Wirtschaft. Da diese supranationalen Gebilde nicht 
Einheitsstaaten werden, wird dieser Ausgleich nach Formen 
suchen, die aus bundesstaatlichem Denken und Handeln 
abgeleitet werden können. Man kann also versucht sein zu 
sagen, daß die neuen Bemühungen darauf ausgehen, einen 
Ausgleich zwischen Weltwirtschaft und staatsraumbezoge­
ner Wirtschaft herbeizuführen mit neuen raumordnungs­
poli tischcn ·Leitlinien. 




